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1. Einführung 

Die Verordnung zur Förderung der Landbevöl— 
kerung vom 7. Juli 1938 iſt ein Glied in der Kette der 
Maßnahmen, die der Sicherung der Ernäh— 
rungs grundlage des Deutſchen Volkes 
dienen. Der fruchtbarſte Boden, der größte Vorrat an 
Düngemitteln und die beſten Maſchinen zur Beſtel⸗ 
lung des Landes und zur Verwertung der Ernte ſind 
nutzlos, wenn der Menſch fehlt, der den Acker be- 
ſtellt, den Dünger ſtreut und die Maſchinen bedient. 

Deutſchland hat Mangel an landwirt- 
ſchaftlichen Arbeitskräften jeder Art. 
Seit Jahrzehnten zieht es die Menſchen vom Land in 
die Stadt. Einſichtige Männer haben die Gefahr dieſer 
Entwicklung längſt erkannt. Sie wurden nicht gehört. 
Erſt der nationalſozialiſtiſche Staat ſucht ihr mit allen 
Mitteln Einhalt zu gebieten. Die innere Auf- 
geſchloſſenheit für das Leben auf dem 
Land wird geweckt. Sie wird gefördert 
durch einen materiellen Ausgleich für den ver⸗ 
antwortungsbewußten Verzicht auf die Annehmlich⸗ 
keiten und Bequemlichkeiten des Stadtlebens. 

Die Verordnung vom 7. Juli 1938 iſt die geſetz⸗ 
liche Grundlage für einen Teil dieſes materiellen Aus⸗ 
gleichs. Die in den Abſchnitten J bis III der Verord- 
nung geſchaffenen Vergünſtigungen find Beloh⸗ 


8. Tätigkeit, 
9. Gefolgſchftsmitglieder im öffentlichen Dienſt, 
10. Le in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft im weiteren 
inn, 
11. Nicht förderungsfähige Angehörige der Landbevölkerung, 
12. Zuſammentreffen verſchiedener Tätigkeiten in einer 
Perſon. 


nung für die Landtreue und gleichzeitig Anſporn, 
dieſe Treue weiter zu halten. Anreiz zur Rück⸗ 
kehr aufs Land ſollen ſie für alle die Volksgenoſſen 
fein, die die Verbindung mit dem Land noch nicht end- 
gültig verloren haben. 


Das Ziel der Verordnung vom 7. Juli 1938 iſt 
alſo Eindämmung der Landflucht, Er- 
haltung und Rückgewinnung von 
Arbeitskräften für das Deutſche Land 
und für die Deutſche Land⸗ und Forſtwirtſchaft. 
Dieſe Zielſetzung muß bei der Anwendung und 
bei der Auslegung der Beſtimmungen in allen Fällen 
richtung⸗ und ausſchlaggebend ſein. 

Die Verordnung betritt in ſachlicher wie in 
ſprachlicher Hinſicht Neuland. Sie verwendet 
Begriffsbeſtimmungen, die teils völlig neu ſind, teils an 
Bekanntes anknüpfen. Soll in der Sache ſelbſt das 
Ziel der Verordnung erreicht werden, ſo müſſen die 
verwendeten Begriffe mit leben digem Inhalt 
ausgeſtattet werden. Das gilt insbeſondere für die 
völlig neuen Begriffe „Angehörige der Land⸗ 
bevölkerung“, „ländliche Gemeinde“ und 
„ländliche Handwerker“. Soweit die Ver⸗ 
ordnung an bekannte Begriffe anknüpft, wie z. B. bei 
der „Land- oder Forſtwirtſchaft“, wird es 
ſich erweiſen, daß ſich dieſer Begriff nicht ohne 
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weiteres mit dem ſteuerlichen Begriff der 
„Land⸗ oder Forſtwirtſchaft“ deckt. 

Zweck dieſes Aufſatzes iſt, den Inhalt der in der 
Verordnung vom 7. Juli 1938 verwendeten Begriffe 
herauszuſchälen und zu erläutern. Die Ausführungen 
ſollen zur gleichmäßigen Anwendung und 
Auslegung der Verordnung beitragen. Es muß 
aber immer bedacht werden, daß die Verordnung zur 
Förderung der Landbevölkerung in jeder Beziehung 
neue Wege geht, und daß in ihrer kurzen Anwen⸗ 
dungszeit un umſtößliche Erkenntniſſe und Erfah- 
rungen noch nicht gewonnen werden konnten. 


2. Angehörige der Landbevölkerung 


Der Verordnung vom 7. Juli 1938 gemäß werden 
Angehörige der Landbevölkerung ge⸗ 
fördert. Der Begriff „Angehörige der Landbevölke⸗ 
rung“ iſt in der Verordnung nicht erläutert. Die Ver⸗ 
ordnung knüpft mit dieſem Begriff auch nicht an 
irgendwelche Beſtimmungen anderer Geſetze an. 
Die Bedeutung des Begriffs und die Ab- 
grenzung der Landbevölkerung zu anderen Grup⸗ 
pen des Deutſchen Volks ſind allein aus dem Zweck 
und dem Ziel der Verordnung vom 7. Juli 1938 zu 
ermitteln. 

Die Abgrenzung muß nach möglichſt leicht 
feſtſtellbaren und unſchwer erkenn⸗ 
baren Merkmalen geſchehen, die zugleich für die 
Landbevölkerung typiſch find. Solche Merkmale können 
in der Art der Tätigkeit, in dem Tätig⸗ 
keitsort und im Wohnſitz der Bevölkerungs⸗ 
gruppen gefunden werden. 

Die Entſcheidung allein auf die Art der 
Tätigkeit abzuſtellen, iſt nicht gut möglich. 
Völlig gleichartige Tätigkeiten werden auf dem Land 
wie in der Stadt ausgeübt. Brauchbarere Ab⸗ 
grenzungs möglichkeiten bieten der Ort 
der Tätigkeit und der Wohnort. Beide Orte 
ſind ohne weſentliche Schwierigkeiten zu ermitteln. 
Die Frage bleibt offen, ob es genügt, auf einen 
dieſer Orte abzuſtellen, oder ob der Ort der Tätigkeit 
und der Wohnort gemein ſam zur Beſtimmung 
der Angehörigen der Landbevölkerung herangezogen 
werden müſſen. 

§ 11 der Verordnung vom 7. Juli 1938 beant⸗ 
wortet dieſe Frage für die ländlichen Hand⸗ 
wer ker dahin, daß es lediglich auf diein einer 
ländlichen Gemeinde ausgeübte Tätig⸗ 
keit ankommt. Der Ort der Tätigkeit iſt bei 
ländlichen Handwerkern allein maßgebend. 
Die gleiche Entſcheidung iſt durch den Reichs⸗ 
minifter der Finanzen für die in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft tätigen Volksgenoſſen getroffen 
worden. Sie ſind Teile der Landbevölkerung im 
Sinn der Verordnung vom 7. Juli 1938, wenn ſie 
ihre Tätigkeit in einer ländlichen Gemeinde ausüben. 

Damit iſt klargeſtellt, daß es auf den Wohn⸗ 
ort grundſätzlich nicht ankommt. Der Wohnort 
wird regelmäßig eine Vermutung dafür begründen, 
daß die Tätigkeit dort ausgeübt wird. Dieſe Ver⸗ 
mutung kann jederzeit widerlegt werden. Wer in 
der Stadt wohnt, aber täglich in einer 
ländlichen Gemeinde einer Tätigkeit 
als ländlicher Handwerker nachgeht oder 


dort landwirtſchaftliche Arbeiten ver⸗ 
richtet, iſt Angehöriger der Land⸗ 
bevölkerung nach der Verordnung vom 7. Juli 
1938. Wer dagegen in einer ländlichen Gemeinde 
wohnt und täglich zur Ausübung ſeines Berufs in 
die Stadt fährt, iſt nicht Angehöriger der Land⸗ 
bevölkerung im Sinn der Verordnung. 

Dieſe Entſcheidung, die allein den Tätigkeitsort 
maßgebend ſein läßt, iſt innerlich berechtigt 
und folgt zwangsläufig dem Zweck der Verordnung. 
Die für die Erzeugungsſchlacht notwendig gebrauchten 
Arbeitskräfte ſollen auf dem Land bleiben. 
Es wäre abwegig, zur Erreichung dieſes Ziels die 
zwar auf dem Land wohnenden, aber in der Sta dt 
arbeitenden Volksgenoſſen zu fördern. 
Es iſt dagegen ſinnvoll, die Volksgenoſſen zu 
unterſtützen, die aus der Stadt kommen und in 
einer ländlichen Gemeinde in der Land- oder 
Forſtwirtſchaft oder als ländliche Hand⸗ 
werker arbeiten. 


3. Ländliche Gemeinde 

Der Rdg⸗Erlaß vom 3. September 1988 
H 2075 — 134 VI (RStBl. 1938 S. 881) erläutert 
den Begriff der ländlichen Gemeinde in 
Ziffer 14 Abſatz 2 wie folgt: 

„Unter den Begriff „ländliche Gemeinde“ fallen 
alle Landgemeinden. Auch kleine 
Städte, deren Bevölkerung zum großen Teil 
aus Ackerbürgern beſteht, oder Teile einer 
größeren Stadt oder Großſtadt mit 
vorwiegend ländlicher Bevölkerung 
gelten als ländliche Gemeinde im Sinn dieſer 
Beſtimmung.“ 

Dieſer Erläuterung iſt der Satz vorausgeſchickt, 
daß nur nach den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falls beurteilt werden kann, 
ob eine Tätigkeit in einer ländlichen 
Gemeinde ausgeübt wird oder nicht. 
Dieſer Satz darf nicht überſehen werden. Es iſt denk⸗ 
bar, daß eine Landgemeinde durchaus ſtädti⸗ 
ſchen Charakter hat. Dann fallen die in ihr 
tätigen Volksgenoſſen nicht unter die Förderungs⸗ 
beſtimmungen, ſelbſt wenn ſie im übrigen alle Vor⸗ 
ausſetzungen erfüllen. Der Satz „unter den Begriff 
ländliche Gemeinde fallen alle Landgemeinden“ muß 
demnach in einzelnen Fällen Einſchränkungen erfahren. 

„Ländliche Gemeinde“ und „Land- 
gemeinde“ iſt nicht dasſelbe. „Land- 
gemeinde iſt ein in der Deutſchen Gemeindeord⸗ 
nung verankerter Rechtsbegriff, der nur auf beſtimnte 
politiſche Körperſchaften angewendet werden kann. 
„Ländliche Gemeinde“ iſt kein in feſte 
Rechtsnormen zu preſſender Begriff. 
Dieſer Begriff erhält ſeinen Inhalt aus dem Zweck 
und der Zielſetzung der Verordnung vom 7. Juli 
1938, dem Land die notwendigen Arbeitskräfte zu 
erhalten und die Landflucht einzudämmen. Orte, 
die den ländlichen Charakter gewahrt 
haben, ſind ländliche Gemeinden. Dabei 
iſt es völlig gleichgültig, ob ſie verwaltungsrechtlich 
Städte oder Landgemeinden ſind. 

Teile von größeren Städten oder 
Großſtädten können ebenfalls als „ländliche 
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Gemeinden“ im Sinn der Verordnung gelten, 
wenn fie in ihrer äußeren Erſcheinungs⸗ 
formein ländliches Bild aufweiſen. Das ſetzt 
voraus, daß der Stadtteil im weſentlichen landwirt⸗ 
ſchaftlich oder forſtwirtſchaftlich genutzte Ländereien 
umfaßt. Die verwaltungsmäßigen Ab⸗ 
grenzungen einzelner Stadtteile oder Vorſtädte 
find ohne Einfluß auf die Entſcheidung, ob der 
Teil einer Stadt als ländliche Gemeinde anzuſehen iſt. 
Es iſt nicht erforderlich, daß bei einer Großſtadt der 
ganze Verwaltungsbezirk ländlichen Charakter trägt. 
Das wird meiſtens nicht der Fall ſein. Trotzdem 
kann ein Teil dieſes Verwaltungsbezirks als ländliche 
Gemeinde angeſprochen werden, wenn er flächen⸗ 
mäßig von einiger Bedeutung iſt und 
den ländlichen Charakter gewahrt hat. 
Iſt das der Fall, ſo wird er regelmäßig auch über— 
wiegend ländliche Bevölkerung haben. 

Einzelne landwirtſchaftliche Be- 
triebe von geringer Größe innerhalb einer 
Gemeinde oder eines Stadtteils mit rein ſtädtiſchem 
Charakter können nicht als „ländliche Gemeinden“ 
angeſehen werden. Die im Häuſermeer der Großſtadt 
liegende Gärtnerei fällt nicht unter die Verordnung. 
Ebenſowenig ſind die im Weichbild der Stadt liegen⸗ 
den Parks und Grünanlagen als Teile der Stadt mit 
ländlichem Charakter und überwiegend ländlicher Be⸗ 
völkerung anzuſehen. 

Der einzelne, am Stadtrand liegende 
und verwaltungsmäßig zur Großſtadt gehörende 
Bauernhof kann dagegen dann als in einer länd- 
lichen Gemeinde liegend angeſprochen werden, wenn 
ſeine Ländereien an die Acker einer benachbarten länd⸗ 
lichen Gemeinde angrenzen und mit ihnen zu⸗ 
ſammen ein einheitliches ländliches 
Bild bieten. Verwaltungsgrenzen ſind unſichtbar 
und können einem Gebiet kein anderes Geſicht geben. 
Maßgebend iſt in ſolchen Fällen nicht die Rechts⸗ 
lage, ſondern die äußere Erſcheinungsform. 

Mit Rückſicht auf den Zweck und das Ziel der 
Förderung der Landbevölkerung find der Er» 
meſſensentſcheidung über den Charakter 
eines Tätigkeitsorts als ländlicher Gemeinde keine 
engen Grenzen gezogen. Rechtliche Er⸗ 
wägungen haben bei dieſer Entſcheidung aus zu⸗ 
ſcheiden. 


4. Land» oder Forſtwirtſchaft 


Abſchnitten I bis III der Verordnung vom 7. Juli 
1938 gemäß werden Angehörige der Landbevölkerung 
gefördert, die in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 


ſchaft oder als ländliche Handwerker 
tätig ſind. 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft iſt ein 


Sammelbegriff, unter den ſehr verſchiedenartige Be- 
triebe fallen. Dieſer umfaſſende Begriff gibt den 
weiten Rahmen, den die Verwirklichung des Zwecks 
der Verordnung erfordert. 

Die Anwendung der Verordnung und die Ge- 
währung der Vergünſtigungen ſind Aufgabe der 
Finanzämter. Es erſcheint deshalb zweckmäßig, 
bei der Abgrenzung des Begriffs Land- 
oder Forſtwirtſchaft gegenüber anderen Wirtſchafts⸗ 
zweigen auf ſteuerliche Merkmale zurückzugreifen. 


Es iſt jedoch immer zu beachten, daß die Verordnung 
vom 7. Juli 1938 eine Bindung an ſteuerliche 
Beſtimmungen nicht kennt. Erfordern es Zweck und 
Ziel der Verordnung, ſo können die aus Gründen 
der Beſteuerung für den Begriff der Land⸗ und 
Jorſtwirtſchaft geſetzten Grenzen weiter oder 
enger gezogen werden. 

Eine umfangreiche Lifte der zur Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft zählenden Be⸗ 
triebe enthält § 13 Abſatz 1 EStG. Sie kann ohne 
Einſchränkung für das Anwendungsgebiet der Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1938 übernommen werden. Als 
Land- oder Forſtwirtſchaft find danach anzuſehen: 

a) die eigentlichen landwirtſchaftlichen und die eigent⸗ 
lichen forſtwirtſchaftlichen Betriebe, Weinbau⸗, 
Gartenbau-, Obſtbau⸗ und Gemüſebaubetriebe, 
Baumſchulen und alle ſonſtigen Betriebe, die 
Pflanzen und Pflanzenteile mit Hilfe der Natur⸗ 
kräfte gewinnen; 

b) Tierzucht, Viehmäſterei, Abmelkſtälle, Geflügel⸗ 
farmen und ähnliche Betriebe, wenn zur Tierzucht 
oder Tierhaltung überwiegend Erzeugniſſe ver- 
wendet werden, die im eigenen land⸗ oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Betrieb gewonnen ſind; 

c) Binnenfiſcherei, Fiſchzucht und Teichwirtſchaft; 

d) die Jagd, wenn ſie mit dem Betrieb einer Land⸗ 
wirtſchaft oder einer Forſtwirtſchaft im Zuſammen⸗ 
hang ſteht. 

Die Behandlung eines Betriebs bei der Ein⸗ 
heitsbewertung kann regelmäßig als Anhalt 
dafür dienen, ob er der Land- oder Forſtwirtſchaft im 
Sinn der Verordnung zuzurechnen iſt. Die Einord⸗ 
ordnung des Betriebs in eine der fünf Unterarten des 
land⸗ und forſtwirtſchaftlichen Vermögens $ 28 
RBewöG gemäß rechtfertigt die Anwendung der Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1938 auf dieſen Betrieb. 
Beiſpiele: 

Wanderſchäfereien und Imkereien 
gehören bewertungsrechtlich zum übrigen land- und 
forſtwirtſchaftlichen Vermögen (8 49 RBewG). Sie 
ſind auch als Landwirtſchaft im Sinne der Verord⸗ 
nung vom 7. Juli 1938 anzuſehen. Luxusgüter 
und Luxusgeſtüte werden einfommenftener- 
rechtlich nicht als landwirtſchaftliche Betriebe aner⸗ 
kannt. Bewertungsrechtlich ſind ſie der Land⸗ und 
Forſtwirtſchaft zuzurechnen. Für den Anwendungs⸗ 
bereich der Verordnung vom 7. Juli 1938 gehören 
ſie ebenfalls zur Land⸗ oder Forſtwirtſchaft. 

Dieſe Übereinftimmung des Begriffs 
„Landwirtſchaft“ oder „Forſtwirtſchaft“ nach den 
Steuergeſetzen und nach der Verordnung zur Förde⸗ 
rung der Landbevölkerung iſt die Regel. Aus⸗ 
nahmen von dieſer Regel ſind dann geboten, 
wenn die Verhinderung und Eindäm⸗ 
mung der Landflucht es erforderlich machen. 
Allgemein gültige Richtlinien, wann die 
Ausweitung der Begriffe Landwirtſchaft und Forft- 
wirtſchaft über die von den Steuergeſetzen gezogenen 
Grenzen hinaus notwendig iſt, laſſen ſich nicht auf⸗ 
ſtellen. Die Frage muß von Fall zu Fall entſchieden 
werden. Sie ſtellt den Finanzbeamten vor eine nicht 
immer leicht zu löſende Aufgabe. Um eine Verwäſſe⸗ 
rung der Förderungsmaßnahmen zu verhindern und 
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unliebſame finanzielle Auswirkungen zu vermeiden, 
iſt eine gewiſſe Zurückhaltung angebracht. 

Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Einver⸗ 
nehmen mit dem Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft in einigen Fällen Berufe als Tätigkeit 
in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft im Sinn der Ver⸗ 
ordnung vom 7. Juli 1938 anerkannt, die nach 
den Steuergeſetzen nicht als Landwirtſchaft 
gelten. 

8 13 Abſatz 1 Ziffer 3 EStG gemäß gehört die 
Binnenfiſcherei zur Landwirtſchaft. Die 
See- und Küſtenfiſcherei iſt einkommen⸗ 
ſteuerrechtlich und bewertungsrechtlich Gewerbe ⸗ 
betrieb. Die ernährungspolitiſche Bedeutung der 
Fiſcherei und alle Umſtände, unter denen ſich die Aus⸗ 
übung dieſes Berufs vollzieht, ſind Anlaß geweſen, die 
See- und Küſtenfiſcherei zu einem ſehr erheb- 
lichen Teil unter die Verordnung zur 
Förderung der Landbevölkerung fal- 
len zu laſſen. In Anlehnung an die Erite Ver⸗ 
ordnung über den vorläufigen Aufbau des Reichsnähr⸗ 
ſtands vom 8. Dezember 1933 in Verbindung mit der 
Beitragsordnung für die land- und forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebe und für die Betriebe der Küſten⸗ und 
kleinen Hochſeefiſcherei iſt die Fiſcherei in den 
Küſtengewäſſern und die geſamte 
Fiſchereider Oſt⸗ und Nordſeezur Land ⸗ 
und Forſtwirtſchaft im Sinn der Ver⸗ 
ordnung zu rechnen. Ausgenommen iſt 
der mit Heringsloggern und mit Hochſee⸗ 
fiſchdampfern betriebene Fiſchfang. 
Dieſer fällt nicht unter die Verordnung vom 7. Juli 
1938. 

Der Hausgarten kommt nicht als Land⸗ 
wirtſchaft in Betracht, wenn der Hausgarten nicht 
gleichzeitig Teil des landwirtſchaftlichen 
Betriebs iſt. Der Lehrer und der Paſtor in 
einer ländlichen Gemeinde, zu deren Wohnung ein 
Hausgarten gehört, treiben nicht Landwirtſchaft oder 
Gartenbau im Sinn der Verordnung, wenn ſie ihren 
Garten beſtellen. Anders iſt nur dann zu entſcheiden, 
wenn ſogenanntes Dienſtland vom Beamten in 
Eigenbewirtſchaftung genommen iſt. Die Bewirtſchaf⸗ 
tung des Dienſtlandes iſt Landwirtſchaft. 


5. Land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Nebenbetriebe 


Als land- oder forſtwirtſchaftliche Neben ⸗ 
betriebe gelten ſolche Betriebe, die dem land- 
oder forſtwirtſchaftlichen Haupt- 
betrieb zu dienen beſtimmt find. Dieſe Be⸗ 
griffsbeſtimmung iſt § 13 Abſatz 2 Ziffer 1 EStG ent⸗ 
nommen und gilt in dieſer Allgemeinheit ohne Ein⸗ 
ſchränkung für die Verordnung zur Förderung der 
Landbevölkerung. Die Nebenbetriebe bilden mit dem 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Hauptbetrieb eine 
Einheit und gehören zur Land- oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft. Es beſteht kein Anlaß, dieſe Einheit auseinander 
zu reißen und für das Anwendungsgebiet der Verord⸗ 
nung zur Förderung der Landbevölkerung Neben- 
betriebe nicht zur Land- oder Forſtwirtſchaft zu rechnen. 

Die Abgrenzung land- oder forſtwirtſchaftlicher 
Nebenbetriebe von ſelbſtändigen Gewerbebetrieben bil- 
det im Steuerrecht eine der Hauptſchwierigkeiten. (Hin⸗ 
weis auf den Aufſatz von Dr. Lenski in DStZ 1938 


S. 1021, BA S. 981.) Die für das Steuer- 
recht gefundenen Grenzen können im 
allgemeinen für die Verordnung zur 
Förderung der Landbevölkerung über- 
nommen werden. Abweichungen von den 
im Beſteuerungsverfahren getroffenen Entſcheidungen 
ſind aber unbedenklich zuläſſig, um nicht 
Teile der Landbevölkerung von den Förderungsmaß⸗ 
nahmen auszuſchließen, deren Ausſchluß nicht beab⸗ 
ſichtigt iſt. 

Verarbeitungsbetriebe, in denen die 
im land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Hauptbetrieb gewon⸗ 
nenen Erzeugniſſe verarbeitet werden, gelten ſteuer⸗ 
rechtlich nur dann als Nebenbetrieb, wenn ein Zu⸗ 
kauffremder Erzeugniſſenichtodernur 
in geringem Umfang ſtattfindet. Die Guts⸗ 
molkerei und die Gutsbrennerei werden ſteuerrechtlich 
zu gewerblichen Betrieben, wenn ſie regelmäßig von 
benachbarten Landwirten Milch oder Kartoffeln in 
größeren Mengen zur Verarbeitung erwerben. Das 
Sägewerk des großen Walbdbeſitzers verliert nach 
ſteuerlichen Grundſätzen ſeinen Charakter als Neben⸗ 
betrieb, wenn in größerem Umfang Hölzer zum Ein⸗ 
ſchnitt zugekauft werden oder Lohnſchnitt für Dritte 
ausgeführt wird. 

Eine zu enge Begrenzung des unſelbſtändigen 
Nebenbetriebs iſt für die Verordnung vom 7. Juli 
1938 nicht möglich. Der Verarbeitungsbe⸗ 
trieb bleibt Nebenbetrieb und damit 
Land- oder Forſtwirtſchaft im Sinn der 
Verordnung, wenn er in überwiegen 
dem Maß demland⸗ oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Hauptbetrieb dient und nicht im 
weſentlichen auf die Erzielung von 
Einnahmen zur Sicherung der finan⸗ 
ziellen Grundlage des land oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Hauptbetriebs abge⸗ 
ſtellt iſt. 

Betriebe, die über das übliche Maß der Ver⸗ 
arbeitung hinausgehen und in ſchwierigen 
Arbeitsvorgängen Edelerzeugniſſe herſtellen, 
ſind nicht Nebenbetriebe, ſelbſt wenn ſie aus⸗ 
ſchließlich im Hauptbetrieb gewonnene Er⸗ 
zeugniſſe verarbeiten. 


Beiſpiele: 
Herſtellung von Edeltrinkbranntweinen aus 


ſelbſtgebautem Korn, Herſtellung von Marken- 
erzeugniſſen der Käſerei aus ſelbſterzeugter Milch. 


Subſtanzbetriebe haben die Gewinnung 
der im Boden ruhenden Mineralvorkommen zum 
Gegenſtand. 

W 0 f 8 

Sand-, Kies-, Mergel⸗, Lehm⸗ und Tongruben, 

Kalk-, Kreide⸗ und Steinbrüche. 

Sie ſind ſteuerrechtlich Nebenbetriebe, wenn die ge⸗ 
wonnene Bodenſubſtanz unmittelbar oder nach 
Verarbeitung ausſchließlichoder über⸗ 
wiegend im eigenen Hauptbetrieb ver⸗ 
wendet wird. Für den Bereich der Verordnung zur 
Förderung der Landbevölkerung gilt das gleiche. 

Die nachhaltig betriebene Ausbeutung der Boden⸗ 
ſubſtanz mit erheblichem techniſchem und 
maſchinellem Aufwand zum übermie- 
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genden Verkauf an Dritte iſt gewerb⸗ 
liche Bodennutzung und gehört nicht zur Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft im Sinn der Verordnung vom 
7. Juli 1938. 

Die dritte Gruppe der Nebenbetriebe bilden die 
Leiſtungs⸗ oder Hilfsbetriebe. Sie kom⸗ 
men in den verſchiedenſten Formen vor. Beiſpiele ſol⸗ 
cher Hilfsbetriebe ſind Gutsſchmieden, gutseigene 
Licht⸗ und Kraftwerke uſw. Sie können immer dann 
als unſelbſtändige Teile des landwirtſchaftlichen oder 
forſtwirtſchaftlichen Hauptbetriebs angeſehen werden, 
wenn fie ganz überwiegend dem Haupt⸗ 
betrieb dienen und ihre Leiſtungen für 
Dritte ſichin engem Rahmen halten. 

Elektrizitäts- und Kraftwerke, die außer der 
Verſorgung des eigenen Betriebs und der Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglieder in großem Umfang fremde Be⸗ 
triebe und Volksgenoſſen mit Licht und Kraft ver⸗ 
ſorgen, ſind Gewerbebetriebe. Gutsſchmieden, 
die allgemein die Schmiedearbeiten für die Nachbar- 
ſchaft ausführen und ſich nicht auf gelegent⸗ 
liche Hilfe beſchränken, verlieren ihre Eigenſchaft als 
landwirtſchaftliche Nebenbetriebe. Sie werden aber 
regelmäßig dem ländlichen Handwerk zuzu⸗ 
rechnen ſein. 

Fuhrleiſtungen liegen innerhalb des land⸗ 
wirtſchaftlichen Betriebs, wenn ſie lediglich zur 
beſſeren Ausnutzung der im Hauptbetrieb 
vorhandenen tieriſchen oder motori⸗ 
ſchen Arbeitskräfte in der arbeitsſtillen Zeit 
und ſonſt nur gelegentlich ausgeführt wer⸗ 
den. Die Pferdehaltung über das für die Landwirt⸗ 
ſchaft erforderliche Maß hinaus zum Zweck eines 
regelmäßig und nachhaltig ausgeübten Fuhrbetriebs 
macht alle Fuhrleiſtungen zu Leiſtungen gemerb- 
licher Art. 

Die Entſcheidung iſt in Grenzfällen 
darauf abzuſtellen, ob die Anerken⸗ 
nung als Nebenbetrieb und damit Zurech⸗ 
nung zur Land⸗ oder Forſtwirtſchaft noch im 
Rahmen des Ziels der Verordnung vom 
7. Juli 1938 liegt, der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
die erforderlichen Arbeitskräfte zu erhalten. Die 
Frage wird immer dann zu bejahen ſein, 
wenn die Beziehungen zwiſchen Haupt- 
betrieb und Nebenbetrieb für den un⸗ 
befangenen Betrachter ſo eng ſind, daß 
der Nebenbetrieb als unſelbſtändiges 
Glied des landwirtſchaftlichen Haupt⸗ 
betriebs erſcheint. Insbeſondere wird der 
wechſelſeitige Einſatz der Arbeits- 
kräfte je nach Bedarf ein Anhalt dafür ſein können, 
daß ein Nebenbetrieb im Sinn der Verordnung vom 
7. Juli 1938 vorliegt, ſelbſt wenn die ſteuerliche 
Entſcheidung die Anerkennung als Nebenbetrieb ver- 
neint hat. 


6. Genoſſenſchaften 


Die landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften mit ihren verſchiedenſten Aufgabengebieten 
ſind heute aus dem Wirtſchaftsleben der Landwirt⸗ 
ſchaft, insbeſondere der Kleinlandwirtſchaft, als Selbſt⸗ 
hilfeeinrichtungen nicht mehr fortzudenken. Die 
Bauern und Landwirte ſehen die Genoſſenſchaften als 


Teile ihrer Betriebe an. Es iſt aus dieſer Einſtellung 
heraus angeregt worden, die landwirtſchaftlichen Ge⸗ 
noſſenſchaften der eigentlichen Landwirtſchaft gleichzu⸗ 
ſtellen oder ſie wie landwirtſchaftliche Nebenbetriebe 
zu behandeln. 

Die weitaus meiſten Genoſſenſchaften betrei⸗ 
ben eine Landwirtſchaft oder Forſtwirtſchaft im 
eigentlichen Sinn nicht. Ihre Aufgaben gehen auch 
in ſehr vielen Fällen über die Aufgaben hinaus, die 
einem Nebenbetrieb regelmäßig zugewieſen find. 
Es können beiſpielsweiſe die vielen Abjag- und Be⸗ 
zugsgenoſſenſchaften, Ein⸗ und Verkaufsgenoſſen⸗ 
ſchaften oder Spar- und Darlehensgenoſſenſchaften 
nicht einem in der Großlandwirtſchaft üblichen Neben⸗ 
betriebe gleichgeſtellt werden. 

Andere Genoſſenſchaften haben zwar ein 
gleiches oder ähnliches Arbeitsgebiet wie die 
üblichen Nebenbetriebe. Durch ihre Größe, durch ihren 
nach kaufmänniſchen Grundſätzen durchgeführten Auf⸗ 
bau und durch ihren Standort heben ſie ſich aber ſo 
weſentlich von einem Nebenbetrieb einer Großland⸗ 
wirtſchaft ab, daß eine Gleichſtellung mit dieſem nicht 
möglich iſt. 

Genoſſenſchaften können deshalb 
grundſätzlich nicht als land- oder forſt— 
wirtſchaftliche Betriebe im Sinn der 
Verordnung vom 7. Juli 1938 gelten. 
Eine Tätigkeit als Angeſtellter oder Arbeiter einer 
Genoſſenſchaft iſt keine Tätigkeit in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft. 

Die ausnahmsloſe Durchführung dieſes 
Grundſatzes kann zu Härten führen, wenn die 
Genoſſenſchaft die Aufgaben eines Neben— 
betriebs erfüllt und die engſte räumliche 
Verbindung mit den angeſchloſſenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben erhalten iſt. Das iſt regelmäßig 
der Fall bei den Molkereigenoſſenſchaften 
und bei den Brennereigenoſſenſchaften. 
Der Reichsminiſter der Finanzen hat im Einver- 
nehmen mit dem Reichsminiſter für Ernährung und 
Landwirtſchaft zugelaſſen, daß dieſe beiden 
Gruppen von Genoſſenſchaften den 
landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben 
gleichgeſtellt werden und die Tätigkeit in einer 
ſolchen Genoſſenſchaft als Tätigkeit in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft gilt. 

Weitere Ausnahmen ſind nicht gemacht 
worden. Sie werden, ſoweit es ſich überſehen läßt, 
kaum notwendig ſein. Genoſſenſchaften mit gleicher 
Verbreitung und gleicher ernährungspolitiſcher Be⸗ 
deutung wie Molkerei⸗ und Brennereigenoſſenſchaften 
ſind nicht vorhanden. Den Grundſatz für einzelne land⸗ 
wirtſchaftliche Genoſſenſchaften zu durchbrechen, die ge⸗ 
wiſſe Schwierigkeiten mit der Beſchaffung von Arbeits⸗ 
kräften haben, beſteht kein Anlaß. Eine ſolche Durch⸗ 
brechung würde regelmäßig nur dem einzelnen Be⸗ 
trieb, nicht ſo ſehr aber der Erhaltung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Arbeitskräfte zur Sicherung der Erzeu- 
gungsſchlacht dienen. 


7. Ländliche Handwerker 


Die zweite Gruppe der Landbevölkerung, die nach 
der Verordnung vom 7. Juli 1938 gefördert werden 
kann, ſtellen die ländlichen Handwerker. 
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Handwerk iſt die gewerbliche Tätig⸗ 
keit, die auf einer erlernten Hand⸗ 
fertigkeit beruht und mit geringem 
maſchinellen Aufwand betrieben wird. 
Die Grenzen zum Fabrikbetrieb können in 
einzelnen Fällen flüſſig fein. Dann iſt nach der 
Volksanſchauung zu entſcheiden, ob noch ein 
Handwerksbetrieb gegeben iſt. 

Die Eintragung in die Handwerksrolle 
und die Zugehörigkeit zu einer Innung ſprechen für 
die Eigenſchaft als Handwerker. Aus der Nicht⸗ 
eintragung in die Handwerksrolle und aus Nichtzuge⸗ 
hörigkeit zu einer Innung kann aber nicht ohne wei⸗ 
teres gejchloffen werden, daß eine handwerkliche Tätig⸗ 
keit nicht ausgeübt wird. Für Lehrlinge und 
Geſellen und für die ſonſtigen Hilfskräfte gilt bei⸗ 
ſpielsweiſe nicht der Eintragungszwang in die 
Handwerksrolle. 

Die Handwerker ſind die unentbehrlichen 
Helfer der Land⸗ und Forſtwirte auf 
allen Gebieten, insbeſondere bei der Inſtand⸗ 
haltung und Pflege der Betriebsmittel und der immer 
mehr auch in den kleinſten Betrieb eindringenden 
Maſchinen. Die vor Erlaß der Verordnung vom 
7. Juli 1938 beſtandene Beſchränkung der Ver⸗ 
günſtigungen auf ländliche Handwerker, die den ſach⸗ 
lichen Bedürfniſſen der Landwirtſchaft dienen, iſt 
aus Gründen der Gleichmäßigkeit und 
Gerechtigkeit fallen gelaſſen worden. 
Dem Rd ⸗Erlaß vom 3. September 1938 UI 2075 
— 134 VI uſw. Abſchnitt IV Ziffer 13 gemäß gelten 
als ländliche Handwerker im Sinn der Ver⸗ 
ordnung alle Handwerker, die ihre Be⸗ 
rufstätigkeit in einer ländlichen Ge⸗ 
meinde ausüben, wenn die Tätigkeit 
überwiegend dem ſachlichen oder perſön⸗ 
lichen Bedürfnis der Landbevölkerung 
dient. 

„Ländlicher Handwerker“ iſt demgemäß nicht 
jeder Handwerker, der in einer ländlichen Gemeinde 
ſeinem Handwerk nachgeht. Er muß darüber hinaus 
für die ſachlichen oder perſönlichen Bedürfniſſe der 
Landbevölkerung tätig fein. 

Den ſachlichen Bedürfniſſen der Landbevölke⸗ 
rung dient regelmäßig die Tätigkeit des Dachdeckers, 
Schmiedes, Wagners, Stellmachers, Schloſſers, 
Maurers, Schornſteinfegers, Zimmerers uſw., den 
perſönlichen Bedürfniffen die Tätigkeit des 
Friſeurs. Bäcker, Schuhmacher, Schlachter und 
Schreiner ſorgen für die ſachlichen und per- 
ſönlichen Bedürfniſſe der Landbevöl— 
kerung. 

Zur Landbevölkerung in dieſem Sinn zählen 
nicht nur die in der Land- oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländliche Handwerker tätigen 
Volksgenoſſen. Es gehört dazu die geſamte auf 
dem Land wohnende und dort ihrer Beſchäftigung 
nachgehende Bevölkerung. Es iſt alſo nicht Voraus⸗ 
ſetzung für die Gewährung der Förderung, daß der 
Handwerker nur für ſolche Angehörige der Landbe⸗ 
völkerung arbeitet, die. in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländliche Handwerker tätig ſind. 


Handwerker, die überwiegend für Stadt⸗ 
bewohner oder für gewerbliche Betriebe 


arbeiten, die nicht ländliche Handwerksbetriebe dar⸗ 
ſtellen, ſind keine ländlichen Handwerker. Der 
Tiſchler, der in einer Landmaſchinenfabrik bei der 
Herſtellung der Holzteile beſchäftigt iſt, iſt nicht länd⸗ 
licher Handwerker im Sinn der Verordnung. 

Die verbotswidrige und unter 
Strafe geſtellte Ausübung einer hand⸗ 
werklichen Tätigkeit kann nicht unter dem 
Geſichtspunkt gefördert werden, daß ſie den ſachlichen 
oder perſönlichen Bedürfniſſen der Landbevölkerung 
dient. Die Dritte Verordnung über den vorläufigen 
Aufbau des Handwerks vom 18. Januar 1935 
(RGGBl. J S. 15) geſtattet die felbſtändige Ausübung 
des Handwerks in Wahrung der Belange des Hand⸗ 
werkerſtandes und der ganzen Deutſchen Volkswirt⸗ 
ſchaft nur unter beſtimmten Vorausſetzungen. Die 
durch dieſe Verordnung bedingten Umſtellungen im 
Deutſchen Handwerk werden bis zum 31. Dezember 
1939 durchgeführt ſein. Bis zu dieſem Zeitpunkt ſind 
die Einſchränkungen für die ſelbſtändige Ausübung 
eines Handwerks infolge vieler Ausnahmebeſtimmun⸗ 
gen ohne große praktiſche Bedeutung. Nach dem 
31. Dezember 1939 wird das Finanzamt bei 
ſelbſtändigen Handwerkern in Zweifelsfällen die 
Vorlegung der Handwerkskarte ver⸗ 
langen müſſen. Es iſt nicht angängig, den Inhaber 
eines handwerklichen Betriebs, der nicht die Voraus⸗ 
ſetzungen der Dritten Verordnung über den vor⸗ 
läufigen Aufbau des Deutſchen Handwerks erfüllt, 
wegen unberechtigter Ausübung eines ſelb⸗ 
ſtändigen Handwerks unter Strafe zu ſtellen und 
ihn gleichzeitig durch Geldzuwendungen nach der Ver⸗ 
ordnung zur Förderung der Landbevölkerung zu 
unterſtützen. 

Die Ausübung eines ſelbſtändigen Gewerbes als 
ländlicher Handwerker, die bis zum 31. Dezem⸗ 
ber 1939 auf Grund der Dritten Aufbauverordnung 
vom 18. Januar 1935 aufgegeben ſein wird, 
kann unbedenklich als Tätigkeit als ländlicher Hand⸗ 
werker im Sinn der Verordnung vom 7. Juli 1938 
anerkannt werden. Ob Angehörige der Landbevölke⸗ 
rung gefördert werden können, die nach dem 31. De⸗ 
zember 1939 ſelbſtändig als ländliche Handwerker 
tätig find, ohne im Beſitz einer Handwerkskarte zu 
ſein, hängt davon ab, ob dieſe Tätigkeit von den 
Gewerbeaufſichtsſtellen geduldet wird oder nicht. Die 
Frage wird von praktiſcher Bedeutung bei Weiß⸗ 
näherinnen und Hausſchneiderinnen auf dem Land 
werden, die erfahrungsgemäß bisher nicht im Beſitz 
der Handwerkskarte ſind. 


8. Tätigkeit 

Die Verordnung verlangt, daß eine Tätigkeit 
in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als ländlicher 
Handwerker ausgeübt wird. Es genügt nicht, daß 
jemand Einkünfte aus Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder aus einem ländlichen Handwerksbetrieb 
bezieht. Wer in den Genuß der Förderung kommen 
will, muß ſelbſt tätig geweſen ſein und weiter⸗ 
hin tätig werden. 

ER kei“ feht einn Tun ein 
Handeln — voraus. Sie verlangt die eigene 
körperliche oder geiſtige Mitarbeit, das eigene Wirt⸗ 
ſchaften im Betrieb. Das Zufließen von land⸗ 
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oder forſtwirtſchaftlichen Einkünften oder von Ein⸗ 
künften aus einem ländlichen Handwerksbetrieb läßt 
zwar den Schluß zu, daß der Bezieher dieſer Einkünfte 
eine entſprechende Tätigkeit ausübt. Dieſer Schluß 
iſt aber nicht zwingend. Das Mitglied einer 
Erbengemeinſchaft, das nicht bei der Be⸗ 
wirtſchaftung des gemeinſamen Landguts mit⸗ 
wirkt, hat zwar Einkünfte aus Landwirtſchaft, es 
fehlt aber an einer Tätigkeit in der Land- oder 
Forſtwirtſchaft. Ebenſo liegt der Fall bei dem 
ſtillen Geſellſchafter eines ländlichen 
Handwerkers, wenn der ſtille Geſellſchafter nicht 
gleichzeitig im Betrieb mitarbeitet. 

Die Verpachtung eines ländlichen Hand⸗ 
werksbetriebs oder eines land» oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Betriebs iſt keine „Tätigkeit“ im Sinn 
der Verordnung, gleichgültig, in welchem Umfang 
etwa bei der Verpachtung von vielen kleinen Parzellen 
Verwaltungsarbeit anfällt. 

Wer in einen land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb oder in einen 
ländlichen Handwerksbetrieb einge⸗ 
gliedert iſt und darin eine Aufgabe 
erfüllt, iſt in der Land- oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländlicher Handwerker 
tätig. Es können deshalb nicht nur die Angehörigen 
der Landbevölkerung gefördert werden, die un⸗ 
mittelbar land- oder forſtwirtſchaftliche oder 
handwerkliche Arbeiten verrichten. Es fallen alle 
Hilfskräfte unter die Verordnung, die durch 
ihre Tätigkeit für den geregelten und beſtmöglichen 
Lauf des Betriebs ſorgen, auch wenn ſie nur ein 
kleines Rädchen in dem großen Betrieb darſtellen. 
Die Gutsſekretärin und der Rentmeiſter 
des land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Großbetriebs ſind 
im Sinn der Verordnung ebenſo in der Landwirt⸗ 
ſchaft tätig wie der Gutsinſpektor, der 
Kutſcher, der Schweizer und der Vieh⸗ 
fütterer. Der Kutſcher des ländlichen 
Bäckermeiſters, der täglich das Brot bei der 
Landkundſchaft ausfährt, ohne ſelbſt Bäcker zu ſein, 
iſt ebenſo als ländlicher Handwerker tätig wie der 
Bäckermeiſter ſelbſt. 

In Betrieben, die der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft gleichgeſtellt ſind, fallen 
alle dort beſchäftigten Perſonen unter die 
Verordnung. Der Arbeiter im Sägewerk, 
der Heizer und der Maſchiniſt in der 
Molkerei können gefördert werden, wenn dieſe 
Betriebe land⸗ oder forſtwirtſchaftliche Neben⸗ 
betriebe find und wenn im übrigen alle Voraus⸗ 
ſetzungen der Verordnung vom 7. Juli 1938 erfüllt 
ſind. Das gleiche gilt für die in einer ländlichen 
Molkerei oder Brennereigenoſſen⸗ 
ſchaft tätigen Perſonen. 

Der Haushalt des Inhabers eines 
land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebs iſt ein Teil des ganzen Betriebs. 
Eine Aufteilung in einen betrieblichen und 
einen privaten Haushalt iſt in den meiſten Fällen 
nicht möglich oder mit erheblichen Schwierigkeiten 
verknüpft. Sie hat zu unterbleiben. Alle im Haus⸗ 
halt des Land⸗ oder Forſtwirts mit Haushaltsverrich⸗ 
tungen betrauten Perſonen erfüllen zugleich land⸗ 


oder forſtwirtſchaftliche Aufgaben. Die Ehefrau des 
Landwirts, die Hausgehilfinnen, Küchen⸗, Stuben⸗ 
und Hausmädchen, Köchinnen, Diener uſw. ſind mit⸗ 
hin in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft tätig. 

Die Wartung und Erziehung der 
Kinder gehört mit zum Haushalt. Kinder⸗ 
frau und Kindermädchen gelten als in der 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft tätig. Die Erteilung 
von Unterricht iſt dagegen nicht als Haus⸗ 
haltstätigkeit zu werten. Der Hauslehrer auf einem 
großen Gut kann nicht mehr als in der Landwirt⸗ 
ſchaft tätig angeſehen werden. 

Die Ehefrauen landwirtſchaftlicher 
oder forſtwirtſchaftlicher Arbeiter ſind 
einem land⸗ oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb oft nicht 
eingegliederr. Sie beſorgen ihren Haushalt und 
können wegen ihrer kleinen Kinder eine Arbeit auf 
dem Gut oder beim Bauern nicht oder wenigſtens nicht 
regelmäßig annehmen. Es würde ungerecht ſein, 
gerade dieſe wirtſchaftlich ſchwächſten Angehörigen der 
Landbevölkerung von den Vergünſtigungen auszu⸗ 
ſchließen, die der Bauersfrau oder der Ehe 
frau des Gutsbeſitzers gewährt werden 
können. Es iſt deshalb angeordnet worden, daß die 
Ehefrauen der Land⸗ oder Forſt⸗ 
arbeiter auch dann als in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft tätig gelten, wenn ſie 
lediglich ihren Haushalt verſorgen 
und dieſe Tätigkeit ihre Arbeitskraft 
ganz oder überwiegend in Anſpruch 
nimmt. 

Die Ausdehnung der Vergünſtigung auf die 
Ehefrauen von anderen landwirt- 
ſchaftlichen oder forſtwirtſchaftlichen 
Gefolgſchafts mitgliedern iſt nicht zu- 
läſſig. Die Ehefrauen der Rentmeiſter, Förſter und 
aller Angeſtellten, bei denen die Mitarbeit der Ehe⸗ 
frau im Beruf des Ehemannes nicht üblich iſt, können 
nicht ſchon deswegen als in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft tätig angeſehen werden, weil ſie ihren 
Haushalt führen und die Kinder betreuen. 

Die Ehefrauen ländlicher Hand— 
werker üben den Beruf ihres Ehemannes regel⸗ 
mäßig nicht ſelbſt aus. Die gelegentliche Mit⸗ 
hilfe im Betrieb, die Annahme von Beſtellungen 
oder von Geld für bezahlte Rechnungen machen die 
Ehefrauen nicht zu ländlichen Handwerkern. Die 
Führung des Haushalts liegt beim Hand— 
werker faſt völlig im Bereich des nichtbetrieb⸗ 
lichen Lebens. Eine Tennung von Betrieb und 
Haushalt iſt üblich und leicht erkennbar. Ehefrauen 
von ländlichen Handwerkern fallen nur dann unter die 
Verordnung vom 7. Juli 1988, wenn fie ſel bſt ein 
ländliches Handwerk ausüben, beiſpielsweiſe als 
Schneiderinnen. 

Abkömmlinge und ſonſtige Fami⸗ 
lienangehörige, die im land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieb oder im ländlichen Handwerks⸗ 
betrieb des Familienoberhaupts mitarbeiten, üben eine 
Tätigkeit im Sinn der Verordnung vom 7. Juli 1938 
aus, wenn ſie eine fremde Arbeitskraft 
erſetzen. Es iſt ſelbſtverſtändlich unmöglich, in 
jedem Fall eingehende Ermittlungen darüber 
anzuſtellen, ob die Mitarbeit des Sohnes oder der 
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Tochter unbedingt erforderlich iſt. Die Vermutung 
ſpricht beſonders bei bäuerlichen Betrieben dafür. 
Der reſtloſe und vollſtändige Einſatz aller ländlichen 
Arbeitskräfte verlangt jedoch, daß nur derjenige 
ein Anrecht auf Förderung erwirbt, 
der ſeine Pflicht zur Arbeit voll er- 
füllt hat. Wer aus Bequemlichkeit oder, weil er 
es „nicht nötig“ hat, zu Hauſe bleibt und nichts leiſtet, 
kann nicht erwarten, daß dieſe Lebensweiſe als 
Tätigkeit anerkannt und belohnt wird. 

Eine „Tätigkeit“ kann ſelbſtändig oder 
unſelbſtändig ausgeübt werden. Die Verord⸗ 
nung vom 7. Juli 1938 macht hinſichtlich der ſelbſtän⸗ 
digen oder unſelbſtändigen Ausübung der Tätigkeit 
bei der Stundung der Eheſtandsdarlehen (Ab⸗ 
ſchnitt D und bei der Gewährung von Einrich- 
tungsdarlehen (Abſchnitt II) keinen Unterſchied. 
Anders bei den Einrichtungszuſchüſſen (Ab⸗ 
ſchnitt III der Verordnung). Ländliche Hand⸗ 
werker erhalten Einrichtungszuſchüſſe, gleich⸗ 
gültig, ob ſie ſelbſtändig oder unſelbſtändig ſind. Da⸗ 
gegen können Angehörige der Landbevölkerung, die in 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft tätig ſind, 
Einrichtungszuſchüſſe nur erhalten, wenn ſie un ſelb⸗ 
ſtändig find. Ehefrauen von Betriebsin⸗ 
habern gelten als ſelbſtändig. Ab⸗ 
kömmlingeund ſonſtige Familienange⸗ 
hörige im Betrieb des Familienober⸗ 
haupts ſtehen den unſelbſtändigen 
Arbeitskräften gleich, es ſei denn, daß ſie 
als die wirtſchaftlichen Eigentümer des Betriebs zu 
gelten haben. 


9. Gefolgſchaftsmitglieder im öffentlichen Dienſt 

Offentlich⸗rechtliche Körperſchaften 
betreiben in großem Umfang Land- oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft. Preußen und Bayern haben beiſpielsweiſe 
ihren geſamten Waldbeſitz in Eigenbewirtſchaftung ge⸗ 
nommen und dafür einen umfangreichen Verwaltungs⸗ 
apparat aufgezogen. Viele Gemeinden bewirtſchaften 
Stadtgüter oder Stadtforſten ſelbſt. Die in dieſen 
ſtaatlichen oder gemeindlichen Betrieben beſchäftigten 
Gefolgſchaftsmitglieder fallen unter die Förderungs⸗ 
verordnung. Das ſtellt der Rd§⸗Erlaß vom 3. Sep⸗ 
tember 1938 H 2075 — 134 VI uſw. (RStsBl. 1938 
S. 881) in Abſchnitt I Ziffer 1, in Abſchnitt TI Ziffer 4 
und in Abſchnitt III Ziffer 9 ausdrücklich klar. Die 
Beſtimmungen der Verordnung ſollen 
auf Beamte und nichtbeamtete Gefolg⸗ 
ſchafts mitglieder, die ſich in einem 
öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhältnis 
in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft be⸗ 
finden, angewendet werden. 

Nichtbeamtete Gefolgſchaftsmitglieder in 
einem öffentlich⸗rechtlichen Dienſtverhältnis in dieſem 
Sinn find Beamtenanwärter und alle An⸗ 
geſtellten und Arbeiter, die von einer 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaft be- 
ſchäftigt werden. 

Die Förderung von Beamten und nichtbeamteten 
Gefolgſchaftsmitgliedern öffentlich-rechtlicher Körper⸗ 
ſchaften ſetzt deren Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft voraus. Inſoweit beſteht kein Unterſchied 
gegenüber den Angehörigen der Landbevölkerung, die 


in einem privaten Landwirtſchafts⸗ oder Forſtbetrieb 
tätig ſind. Weſentliches Merkmal der Tätig⸗ 
keit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft iſt bei Pri⸗ 
vatbetrieben die Eingliederung in den 
einzelnen Betrieb. Der behördenmäßige 
Aufbau der landwirtſchaftlichen oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Verwaltungen der öffentlich⸗rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften läßt es in vielen Fällen nicht zu, von in 
ſichabgeſchloſſenen Betrieben zu ſprechen, 
in die der Beamte oder das nichtbeamtete Gefolg⸗ 
ſchaftsmitglied eingegliedert iſt. 

Der RdF§⸗Erlaß vom 3. September 1938 bringt 
diefe andersgeartete Stellung der Beamten und 
nichtbeamteten Gefolgſchaftsmitglieder der öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaften mit den Worten zum Aus⸗ 
druck: „die ſich in der Land⸗ oder Forſt⸗ 
wirtſchaft befinden“. Sie befinden ſich nur in 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, wenn fie unmittel⸗ 
bar in die land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
lichen Arbeiten hineingeſtellt ſind, 
alſo überwiegend Außendienſt in Wald 
und Feld leiſten. Das iſt der Fall bei Revier⸗ 
förſtern, Waldaufſehern, Waldarbeitern, Holzfällern, 
Gärtnern bei wiſſenſchaftlichen Inſtituten und For⸗ 
ſchungsanſtalten uſw. 

Forſtverwaltungsbeamte und -an> 
gestellte in Forſtämtern und Forſtkaſſen, land⸗ und 
forſtwirtſchaftlich geſchulte Beamte in der Abteilung 
für Domänen und Forſten der Regierungen oder in 
den Stadtverwaltungen mit ausſchließlicher oder über⸗ 
wiegender Bürotätigkeit befinden ſich nicht in der 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft. Sie werden regelmäßig 
auch nicht Angehörige der Landbevölkerung ſein, weil 
ſich ihre Tätigkeit nicht in einer ländlichen Gemeinde 
abſpielt. Die Tätigkeit der landwirtſchaftlich oder 
forſtfachlich geſchulten Verwaltungsbeamten und -an- 
geſtellten unterſcheidet ſich in nichts von der Tätigkeit 
anderer Beamten und Behördenangeſtellten. Ihre För⸗ 
derung würde der inneren Berechtigung entbehren. 

Der Rd ⸗Erlaß vom 3. September 1938 ſpricht nur 
von Beamten und nichtbeamteten Gefolgſchaftsmitglie⸗ 
die ſich in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft 
befinden. Er erwähnt nicht Gefolgſchaftsmitglieder, 
die als ländliche Handwerker tätig ſind. Dieſe 
Fälle werden zwar ſelten ſein. Sollten ſie vorkommen, 
fo gebieten Gerechtigkeit und Gleichmäßigkeit die An ⸗ 
wendung der Verordnung auf ſolche 
Beamte und nichtbeamtete Gefolg⸗ 
ſchafts mitglieder einer öffentlich⸗ 
rechtlichen Körperſchaft, die als länd⸗ 
liche Handwerker beſchäftigt ſind. 


10. Tätigkeit in der Land- oder Forſtwirtſchaft im 

weiteren Sinn 

Kann im allgemeinen bei der Entſcheidung über 
die Frage der Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft auf die Eingliederung in einen land⸗ oder 
forſtwirtſchaftlichen Betrieb oder auf die Beſchäfti⸗ 
gung im Außendienſt in der land- oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Verwaltung einer öffentlich- rechtlichen 
Körperſchaft abgeſtellt werden, ſo verſagen doch 
dieſe Merkmale in vielen Fällen. Eine nicht 
kleine Zahl von Angehörigen der Landbevölkerung übt 
ſelbſtändig oder unſelbſtändig einen Beruf aus, der 
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zwar in engfter Berührung mit der Land- 
oder Forſtwirtſchaft ſteht und für dieſe von größter 
Bedeutung iſt, der aber nur noch in einem wei⸗ 
teren Sinn als Tätigkeit in der Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft anzuſprechen iſt. 

Lohnpflüger und Lohndreſcher be⸗ 
treiben keine Landwirtſchaft, ſondern ein Gewerbe. 
Ihre Hilfskräfte ſind Gewerbegehilfen. Die 
Tätigkeit dieſer Männer greift aber ſo unmittelbar in 
das Gebiet der Landwirtſchaft ein, daß ſie als eine 
Tätigkeit in der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft im Sinn 
der Verordnung vom 7. Juli 1938 gelten muß. 

Bodenverbeſſerungsgenoſſenſchaf⸗ 
ten und Waſſergenoſſenſchaften, ge⸗ 
gründet zur gemeinſchaftlichen Durchführung von 
Bodenverbeſſerungen und zur Regelung der Waſſer⸗ 
und Vorflutverhältniſſe, ſtellen nicht ſelten einzelne 
Arbeiter zur Räumung von Gräben und 
zu ſonſtigen Erd- oder Waſſerarbeiten 
ein. Die Genoſſenſchaft ſelbſt betreibt nicht Landwirt⸗ 
ſchaft. Die Tätigkeit der Arbeiter zeigt aber eine 
derartige Verwandtſchaft mit landwirtſchaftlichen Ar⸗ 
beiten, daß fie als Tätigkeit in der Land- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft gelten kann. Entſprechend iſt zu ent⸗ 
ſcheiden bei den Arbeitern, die von Gemeinden, Kul⸗ 
tur-, Kulturbau⸗ und Waſſerbauämtern und von den 
Schätzungsausſchüſſen der Finanzämter für Erd⸗ und 
Waſſerarbeiten herangezogen werden. Die Erhaltung 
dieſer Arbeitskräfte auf dem Land iſt von großer Be⸗ 
deutung für die Ernährungsſchlacht. Ihre Förderung 
entſpricht dem Zweck der Verordnung zur Förderung 
der Landbevölkerung. 

Gefolgſchafts mitglieder eines 
Tiefbauunternehmens, dem die Ausführung 
großer Bodenverbeſſerungs⸗, Deichbau⸗ oder Waſſer⸗ 
bauarbeiten übertragen iſt, fallen nicht unter die 
Verordnung. Sie ſind gewerbliche Arbeiter, deren 
Förderung nicht vorgeſehen iſt. 

Die Ausübung der Jagd gilt nur dann als 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft, wenn fie in Zuſam⸗ 
menhang mit einem land oder forft- 
wirtſchaftlichen Betrieb ausgeübt wird (813 
Abſatz 1 EStG). Die Tätigkeit eines Sagdauf- 
ſehers oder Wildwärters ändert ſich in nichts 
dadurch, daß der Jagdherr die Jagd in Zuſammenhang 
mit einer Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder als Lieb- 
haberei oder gewerbsmäßig betreibt. Die 
Förderung des Jagdaufſehers, Wildwärters uſw. kann 
nicht von der Zugehörigkeit des Jagdherrn zu einem 
beſtimmten Berufsſtand abhängig gemacht werden. 
Jagdaufſeher uſw. haben auch dann als in der Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft tätig zu gelten, wenn der Jagd⸗ 
herr die Jagd aus Liebhaberei oder zu ge⸗ 
werblichen Zwecken betreibt. 

Milchkontrolleure, Milchkontroll⸗ 
aſſiſtenten uſw. und die mit der Förderung und 
Überwachung der Nutzviehzucht betrauten Tier⸗ 
zuchtinſpektoren üben ebenfalls eine Tätigkeit 
aus, die in engſter Beziehung zur Landwirtſchaft ſteht 
und ein Hineingehen in den einzelnen Betrieb erfor- 
dert. Sie fallen unter die Verordnung vom 7. Juli 
1938. 

Die im weiteren Sinn in der Land- oder 
Forſtwirtſchaft tätigen Perſonen brauchen alſo nicht 
ſelbſt Land⸗ oder Forſtwirtſchaft zu betreiben. Es 


kommt entſcheidend darauf an, daß fie Arbei ⸗ 
ten verrichten, die für die Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft typiſch ſind. Sie müſſen auf 
Grund ihres Berufs in fremden land- oder forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Betrieben mit Hand anlegen. 


11. Nichtförderungsfähige Angehörige der 
bevölkerung 

Alle Volksgenoſſen, die auf dem Land 
(in ländlichen Gemeinden) ihrem Beruf nachgehen, 
aber nicht in der Land⸗ oder Forſtwirt⸗ 
ſchaft oder als ländliche Handwerker 
tätig ſind, können nicht gefördert 
werden. Es kommt dabei nicht darauf an, inwieweit 
die Tätigkeit den geförderten Teilen der Landbevölke⸗ 
rung dient oder nützt. Der Viehhändler, der ausſchließ⸗ 
lich mit Bauern und Landwirten Handel treibt, der 
Kolonialwaren⸗ und Gemiſchtwarenhändler, der die 
Landbevölkerung mit den Dingen des täglichen Bedarfs 
verſorgt, der Gaſtwirt des Dorfs, der Landmaſchinen⸗ 
fabrikant uſw. fallen nicht unter die Verordnung. 

Gefolgſchafts mitglieder von Ge- 
wer betreibenden, die nicht gefördert 
werden können, werden ebenfalls nicht 
gefördert. Der Tiſchler in der Landmaſchinen⸗ 
fabrik iſt nicht ländlicher Handwerker im Sinn der 
Verordnung. Arbeiter in einem gewerblichen Säge⸗ 
werk ſind im Gegenſatz zu den Arbeitern in einem 
Sägewerk, der land- oder forſtwirtſchaftlicher Neben⸗ 
betrieb iſt, nicht in der Land- oder Forſtwirtſchaft 
tätig. 

Die Ausübung eines freien Berufs 
iſt nicht Tätigkeit in der Land⸗ oder 
Forſtwirtſchaft oder im ländlichen 
Handwerk. Arzte, Tierärzte, Zahnärzte und Den⸗ 
tiſten, Hebammen, Rechtsanwälte, Bücherreviſoren, 
Steuerberater, Inhaber von Buchführungsſtellen 
können nicht gefördert werden. 

Die Führer und Angeſtellten von 
Standes- und Berufsorganiſationen 
(Reichsnährſtand; Viehzuchtverbände; Innungen uſw.) 
ſind regelmäßig nicht in der Land- oder 
Forſtwirtſchaft oder als ländliche 
Handwerkertätig. Ihr Arbeitsgebiet iſt in den 
meiſten Fällen Menſchenführung, Produktions- und 
Abſatzregelung, Ausrichtung des ganzen Standes auf 
beſtimmte politiſche Notwendigkeiten uſw. Hauptamt 
liche Amtsträger dieſer Verbände und Organiſationen, 
die ſelbſt kraft ihres Amtes land- oder forſtwirtſchaft⸗ 
liche Arbeiten verrichten oder als ländliche Handwerker 
tätig ſind, können entſprechend der für die Beamten 
getroffenen Regelung (Hinweis auf Abſchnitt 9) ge⸗ 
fördert werden. Bei ehrenamtlich tätigen Amts⸗ 
trägern entſcheidet der Hauptberuf. 

Lehrer an land- und forſtwirtſchaftlichen Hoch⸗ 
ſchulen und Schulen, Leiter und wiſſenſchaftliche 
Aſſiſtenten an Inſtituten, die ſich mit land⸗ oder forſt⸗ 
wirtſchaftlichen Züchtungsfragen befaſſen, verrichten 
zwar Arbeiten, die von größter Bedeutung für die 
Land- oder Forſtwirtſchaft find, eine Tätigkeit 
in der Land- oder Forſtwirtſchaft üben 
ſie aber nicht aus, ſo daß die Verordnung vom 
7. Juli 1938 auf ſie nicht angewendet werden kann. 
Das gleiche gilt für die Beamten und Angeſtellten der 
Landeskulturverwaltungen und für die 


Land⸗ 
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amtlichen Bodenſchätzer der 


ämter. 


Finanz 


12. Zuſammentreffen verſchiedener Tätigkeiten in 
einer Perſon 

Die ländlichen Verhältniſſe bringen es mit ſich, 
daß viele Angehörige der Landbevölkerung nicht nur 
eine Tätigkeit ausüben, ſondern in verſchie⸗ 
denartigen Berufen und Betrieben tätig werden. 
Die Anwendbarkeit der Verordnung vom 7. Juli 
1938 iſt dann ohne weiteres gegeben, wenn der An⸗ 
gehörige der Landbevölkerung teils in der Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft, teils als länd⸗ 
licher Handwerker arbeitet. Der ländliche 
Handwerker, der wegen nicht voller Ausnutzung ſeiner 
Arbeitskraft ſich auch als landwirtſchaftlicher 
Arbeiter verdingt, erfüllt in jedem Fall hinſichtlich 
der Tätigkeit die Vorausſetzungen für die Förderung. 

Betreibt derſelbe Handwerker ſelbſtändig eine 
kleine Landwirtſchaft, ſo iſt das für die Stundung der 
Tilgungsbeträge des Eheſtandsdarlehens 
und für die Gewährung von Einrichtungs⸗ 
darlehen ohne Belang. Einrichtungszu⸗ 
ſchüſſe können nur an ländliche Hand⸗ 
werker und an nichtſelbſtändige land- oder 
forſtwirtſchaftliche Angeſtellte vergeben werden. Beim 
Zuſammentreffen von ländlichem 
Handwerk und ſelbſtändig betriebener 
Landwirtſchaft entſteht die Frage, ob der Ein⸗ 
richtungszuſchuß gewährt werden kann. 

Die weitergehende Frage, ob überhaupt die 
Förderung möglich iſt, iſt dann zu entſcheiden, wenn 
ein Landwirtoder ein ländlicher Hand⸗ 
werker ein Gewerbe (3. B. eine Gaſtwirtſchaft) 
betreibt, das eine Förderung nach der 
Verordnung vom 7. Juli 1938 nicht aus⸗ 
löſen kann. Sie iſt auch dann zu beantworten, 
wenn ein ländlicher Handwerker einen in ſein Fach 
ſchlagenden Handel betreibt (3. B. der Schuhmacher⸗ 
meiſter vertreibt fabrikmäßig hergeſtellte Schuhwaren). 
Die Handels tätigkeit fällt nicht unter die Förde⸗ 
rungsverordnung. 

Schließlich gehören in dieſes Fragengebiet alle die 
Fälle, in denen der landwirtſchaftliche Be⸗ 
ſitz ſo klein iſt, daß er für ſichallein zur 
Ernährung und zum Unterhalt der 
Familie nicht ausreicht und der Eigentümer 
noch einem weiteren Erwerb nachgehen muß. 

In allen dieſen Fällen kommt es 
darauf an, welche Tätigkeit überwiegt. 
Es überwiegt die Tätigkeit, die zur Haupt ſache 
die wirtſchaftliche Lebensgrundlage 
der Familie bildet. Sehr oft wird die Feſtſtellung 
der Haupttätigkeit unſchwer möglich ſein. Beſtehen 
Zweifel, dann müſſen die geſamten Verhältniſſe 
einer überſchlägigen Betrachtung unterzogen werden. 
Umſatz und Gewinn aus den einzelnen Be⸗ 
trieben, das Verhältnis der Einheitswerte 
der mehreren Betriebe zueinander, ſchließlich der 
Arbeitsanfall auf den verſchiedenen Tätigkeits⸗ 
gebieten werden alle zuſammen Anhaltspunkte für 
die Feſtſtellung der überwiegenden Tätigkeit bieten. 
Kleinliche Ermittlungen liegen nicht im Sinn der 
Verordnung vom 7. Juli 1938. Leitender Gedanke 


muß auch hier die Erhaltung der Arbeitskräfte für 
das Land und die Eindämmung der Landflucht ſein. 

Inhaber von landwirtſchaftlichen 
Kleinbetrieben, die daneben als Land⸗ 
oder Forſtarbeiter oder als ländliche 
Handwerker tätig find, können einen Einrich- 
tungszuſchuß auch dann erhalten, wenn die 
Tätigkeit als Land⸗ oder Forſtarbeiter oder als länd⸗ 
licher Handwerker nicht überwiegt, ſondern nur 
in nennenswertem Umfang ausgeübt 
wird (Hinweis auf den NdF-Erlaß vom 3. September 
1938 H 2075 — 134 VI, Abſchnitt III Ziffer 9). In 
„nennenswertem Umfang“ bedeutet, daß die Tätigkeit 
nicht nur einmal und vorübergehend, ſondern regel⸗ 
mäßig und länger verrichtet ſein muß. 

Die Förderung nachder Verordnung 
vom 7. Juli 1938 hat zu unterbleiben, 
wenn die Haupttätigkeit nicht in der 
Land⸗ oder Forſtwirtſchaft oder im 
ländlichen Handwerk liegt. Der Land⸗ und 
Gaſtwirt, deſſen Gaſtwirtſchaft die Landwirtſchaft bei 
weitem überwiegt, der Schuhmachermeiſter, der zur 
Hauptſache erworbene Fabrikwaren an die Land- 
bevölkerung veräußert, und der Fabrikarbeiter mit 
einigen Morgen Land, der regelmäßig zur Ernährung 
ſeiner Familie in die Fabrik gehen muß, können nicht 
gefördert werden. 

Die Ehefrauen ſolcher mehrfach tätigen An⸗ 
gehörigen der Landbevölkerung teilen grundſätzlich 
das Schickſal ihrer Ehemänner. Das Ehepaar iſt als 
eine Einheit anzuſehen, ſolange ſich die Tätigkeit der 
Ehefrau auf die eigenen Betriebe beſchränkt. Die 
Ehefrau des Gaſt⸗ und Landwirts, der nicht unter 
die Förderungsbeſtimmungen fällt, kann nicht ge⸗ 
fördert werden, wenn ſie nur in den Betrieben ihres 
Ehemannes mitarbeitet. Die Ehefrau des 
Fabrikarbeiters, die nur die Beſtellung des eigenen 
kleinen Landbeſitzes beſorgt, iſt nicht förderungs⸗ 
fähig. 

Ehefrauen von Gewerbetreibenden 
und gewerblichen Arbeitern, die in 
fremden land- oder forſtwirtſchaftlichen Betrieben 
arbeiten, ſind nicht anders zu behandeln wie jeder 
andere Angehörige der Landbevölkerung, der in 
der Land⸗ oder Forſtwirtſchaft tätig iſt. Sie können 
gefördert werden, wenn ihre Arbeitskraft ganz oder 
überwiegend durch die land⸗ oder forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Tätigkeit in Anſpruch genommen 
iſt. Bei Frauen, die mit Rückſicht auf 
ihre Familie und die Kinder nicht vol! 
arbeiten können, wird die Feſtſtellung der über⸗ 
wiegenden Tätigkeit nicht immer ganz leicht ſein. 
Der Mangel an geeigneten Arbeitskräften in der 
Land- und Forſtwirtſchaft macht es unmöglich, klein⸗ 
liche Berechnungen der geleiſteten Stunden vborzu⸗ 
nehmen. Frauen, die nicht nur gelegent- 
lich, ſondern regelmäßig in nennens⸗ 
wertem Umfang in der Land- oder Forſt⸗ 
wirtſchaft arbeiten und an dem vollen 
Einſatz ihrer Arbeitskraft durch 
Familie und Kinder gehindert ſind, 
können als überwiegend in der Land⸗ 
oder Forſtwirtſchaft tätig angeſehen 
werden. 
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Beiſpiel: 


Die Frau eines gewerblichen Arbeiters mit drei 
Kindern im Alter von ½, 2½ und 4 Jahren arbeitet 
nur nachmittags, da ſie vormittags durch die Kinder 
und den Haushalt in Anſpruch genommen iſt. Die 
Arbeit am Nachmittag wird regelmäßig durch⸗ 
geführt mit Ausnahme der Zeiten, in denen eine 
jahreszeitlich bedingte Pauſe eintritt. Die Frau 
kann gefördert werden. 


Dieſe weitherzige Auslegung der Beſtimmungen 
darf aber nicht zu einem Freibrief für die 
Bequemlichkeit werden. Frauen, die nur 
wenige Stunden in der Woche zur Arbeit auf 
das Land gehen, verdienen eine Förderung nicht, 
wenn ihnen ohne weſentliche Vernachläſſigung ihrer 
Kinder eine längere Arbeitszeit auf dem Land zu⸗ 
zumuten iſt. 


Abkömmlinge und ſonſtige Fami⸗ 
lienangehörige und fremde Gefolg— 
ſchaftsmitglieder von nicht förderungsfähigen 
Angehörigen der Landbevölkerung müſſen nach der 
Art ihrer Tätigkeit beurteilt werden. Der 
Sohn des dörflichen Gaſtwirts und Bäckers, der das 
Bäckerhandwerk erlernt hat und in der väterlichen 
Bäckerei arbeitet, iſt als ländlicher Handwerker tätig. 
Die Tochter, die hauptſächlich die Gäſte in der Wirt⸗ 
ſchaft bedient, fällt nicht unter die Verordnung. Der 
Sohn des Gaft- und Landwirts, der die Ackerwirt⸗ 
ſchaft beſorgt, iſt in der Landwirtſchaft tätig. Der 
Schuhmachergeſelle, der in einer ländlichen Gemeinde 
die Schuhreparaturen für die Landbevölkerung aus⸗ 
führt, iſt ländlicher Handwerker, ſelbſt wenn der Ge⸗ 


ſchäftsinhaber wegen des überwiegenden Handelns 
nicht mehr als ländlicher Handwerker im Sinn der 
Verordnung gilt. Die Förderung von Abkömmlingen 
und ſonſtigen Familienangehörigen iſt auch hier davon 
abhängig, daß ihre Mitarbeit im Betrieb er forder⸗ 
lich iſt und eine fremde Arbeitskraft 
erſetzt (Hinweis auf Abſchnitt 8). 

Gefolgſchafts mitglieder eines In⸗ 
habers mehrerer Betriebe werden meiſt nicht 
nur in einem Betrieb arbeiten. Es ift unaus⸗ 
bleiblich, daß der Sohn und Bäckergeſelle des Gaſt⸗ 
wirts und Bäckermeiſters gelegentlich in der Schank⸗ 
ſtube Gäſte bedient und die Tochter im Laden Brot 
verkauft. Der landwirtſchaftliche Arbeiter des Gaſt⸗ 
und Landwirts macht Handreichungen für den Gaſt⸗ 
wirtſchaftsbetrieb uſw. Grundſätzlich iſt entſchei⸗ 
dend, in welchem der verſchiedenen Betriebe die 
Haupttätigkeit liegt. 

Der Mangel an landwirtſchaftlichen und handwerk⸗ 
lichen Arbeitskräften läßt es geboten erſcheinen, bei der 
Feſtſtellung der Haupttätigkeit ſehr großzügig zu 
verfahren. Werden regelmäßig Arbeiten im land— 
oder forſtwirtſchaftlichen Betrieb oder im ländlichen 
Handwerksbetrieb verrichtet, und iſt der Austauſch der 
Arbeitskräfte in den verſchiedenen Betrieben üblich, ſo 
bedarf es keiner eingehenden Feſtſtellungen der über- 
wiegenden Tätigkeit. Die Förderung kann gewährt 
werden, wenn im übrigen die Vorausſetzungen dafür 
gegeben ſind. 

Die Vorausſetzungen, an die die Verord- 
nung die Förderung der Angehörigen der Landbevöl⸗ 
kerung knüpft, werden Gegenſtand eines weiteren Auf⸗ 
ſatzes ſein. 2 


Die Behandlung der Grenzgebiete bei der Mehreinkommensteuer 


Von Obersteuerinspektor Henze, Berlin, Reichsfinanzministerium 


Inhalt: 


1. Die Notwendigkeit einer all⸗ 
gemeinen Regelung, 
2. Der Kreis der Steuerpflichtigen, 


1. Die Notwendigkeit einer allgemeinen Regelung 


Staatsſekretär Reinhardt hat in der Einfüh⸗ 
rung zur Durchführungsverordnung zum Neuen 
Finanzplan eine beſondere Berückſichtigung dafür in 
Ausſicht geſtellt, daß in verſchiedenen Grenzgebieten 
der allgemeine Wirtſchaftsaufſchwung ſpäter eingeſetzt 
hat als im anderen Reichsgebiet. Es wäre in dieſen 
Fällen unbillig, wenn das Mehreinkommen eines im 
Grenzgebiet gelegenen Unternehmens reſtlos zur 
Mehreinkommenſteuer herangezogen würde. 


Für die Finanzämter wäre bei dieſer Berückſichti⸗ 
gung die Aufgabe entſtanden, zunächſt die Grenz⸗ 
gebiete feſtzuſtellen, in denen der Wirtſchaftsauf⸗ 
ſchwung ſpäter eingeſetzt hat, und außerdem die Un⸗ 
ternehmen, die dadurch benachteiligt geweſen 
ſind. Es wäre im einzelnen Fall zu prüfen geweſen, 
in welcher Höhe die feſtgeſtellte Unbilligkeit eine Min⸗ 
derung der Belaſtung durch die Mehreinkommenſteuer 
rechtfertigt. 

Die wirtſchaftlichen Verhältniſſe in den Grenz- 
gebieten find ſehr verſchieden. Einzelne Gebiete 


3. Umfang der Grenzgebiete, 
4. Ausmaß der Vergünftigung, 
5. Einzelfälle. 


ſind ſchon immer Grenzgebiet geweſen, z. B. die Rhein⸗ 
provinz und ein Teil von Schleſien, andere ſind erſt 
Grenzgebiet geworden, z. B. das Land Baden, die 
bayeriſche Pfalz, die Provinz Brandenburg, der Regie⸗ 
rungsbezirk Poſen⸗Weſtpreußen. Es haben auch Ge⸗ 
biete den Charakter als Grenzgebiet verloren, z. B. 
Bayern, Sachſen und Teile von Schleſien. O ſt⸗ 
preußen, gleichſam als Inſel, befindet ſich in 
einer beſonderen Lage, ebenſo das Saarland, das 
erſt 1936 zum Reichsgebiet zurückgekehrt iſt. Im Oſten 
haben ſich die Gebietsverluſte auf Grund des Verſailler 
Vertrags ausgewirkt, im Weſten hat ſich der Bau des 
Weſtwalls ausgewirkt. 

Alle dieſe beſonderen Umſtände und Anderungen 
haben für die Wirtſchaft der einzelnen Gebiete große 
Bedeutung gehabt. Abſatzgebiete ſind verlorengegan⸗ 
gen und haben neu geſucht werden müſſen, es ſind er⸗ 
hebliche Umſtellungen erforderlich geweſen, Verkehrs⸗ 
ſchwierigkeiten aufgetreten uſw. Die Auswirkungen 
ſind allerdings nicht in allen Gewerbearten gleich 
geweſen. Dadurch iſt die Verſchiedenheit der wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe noch erhöht worden. 
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Es wäre demnach nicht leicht geweſen, eine ge- 
rechte und auch gleichmäßige Berückſichtigung der Un⸗ 
ternehmer aller Grenzgebiete unter Würdigung der 
in Betracht kommenden Verhältniſſe durchzuführen. 
Es hätte eine Regelung für jeden einzelnen Betrieb 
gefunden werden müſſen. Die zu erwartenden Anträge 
würden ſehr zahlreich geweſen ſein. Die Arbeit würde 
den Finanzämtern nicht zugemutet werden können. 

Es iſt jedoch außerdem die Frage entſtanden, ob 
die Begünſtigung nur auf Unternehmen be⸗ 
ſchränkt ſein ſoll. Mit der eigentlichen Wirtſchaft des 
Gebiets ſind alle Bevölkerungskreiſe eng verknüpft. 
Inſoweit iſt zweifellos eine Erweiterung der beabſich⸗ 
tigten Begünſtigung angebracht geweſen. 

Es hat deshalb eine allgemeine Regelung 
erfolgen müſſen. Dieſe geht zunächſt weniger von der 
Annahme aus, daß in verſchiedenen Grenzgebieten 
der Wirtſchaftsaufſchwung ſpäter eingeſetzt hat, als 
von der Erwägung, daß eine beſondere Bedeutung im 
Charakter des Grenzgebiets ſelbſt liegt. Die wirtſchaft⸗ 
liche Stärkung des Grenzgebiets, die Förderung und 
Hebung der Einſatzbereitſchaft und die Verhinderung 
der Abwanderung liegen im befonderen ftaat3- 
politiſchen Intereſſe. 

Die allgemeine Regelung iſt durch den Erlaß des 
Reichsminiſters der Finanzen vom 24. Juli 1939 8 
2823 — 10 III Abſchnitt A erfolgt. 


2. Der Kreis der Steuerpflichtigen 

Für die Vergünſtigung kommen die Steuerpflich⸗ 
tigen in Betracht, die im Kalenderjahr 1938 ihren 
Wohnſitz, ihre Geſchäftsleitung oder ihren 
Sitz im Grenzgebiet gehabt haben. 

Die Vergünſtigung gilt demnach nicht nur für ge⸗ 
werbliche Unternehmer, ſondern für alle Steuer⸗ 
pflichtigen, auch für Freiberufler, Hausbeſitzer und 
Arbeitnehmer. Auf die Art der Einkünfte der Steuer⸗ 
pflichtigen kommt es dabei nicht an. Auch Kapi⸗ 
talgeſellſchaften und andere Körperſchaft⸗ 
ſteuerpflichtige fallen unter die Vergünſtigung. 

Vorausſetzung iſt, daß der Steuerpflichtige im 
Kalenderjahr 1938 im Grenzgebiet den Wohnſitz 
(Einkommenſteuerpflichtige) oder die Geſchäfts⸗ 
leitung oder den Sitz (Körperſchaftſteuerpflichtige) 
gehabt hat. Das Kalenderjahr 1938 iſt deshalb maß⸗ 
gebend, weil das in dieſem Jahr entſtandene Mehr⸗ 
einkommen beſteuert wird und eine Begünſtigung 
des Mehreinkommens erfolgen ſoll, das im Grenz⸗ 
gebiet entſtanden ſind. 

Wer nur im Kalenderjahr 1937 im Grenzgebiet 
gewohnt hat, kann nicht begünſtigt werden, weil dies 
dem Sinn der allgemeinen Regelung widerſprechen 
würde. Durch die Abwanderung aus dem Grenz⸗ 
gebiet wird das Recht auf Begünſtigung ausge⸗ 
ſchloſſen. Aus dem gleichen Grund ſind auch die 
Steuerpflichtigen nicht zu begünſtigen, die nach Ab⸗ 
lauf des Kalenderjahrs 1938 abgewandert 
ſind. Für ſie haben die beſonderen Verhältniſſe des 
Grenzgebiets keine Bedeutung mehr. Dagegen ſind die 
Steuerpflichtigen zu begünſtigen, die im Laufe des 
Kalenderjahrs 1938 im Grenzgebiet zugezogen 
ſind. 

Unternehmen, die im Grenzgebiet nur eine Be⸗ 
triebsſtätte, den Ort der Leitung oder den Sitz aber im 
übrigen Reich haben, fallen nicht unter die Regelung. 


3. Umfang der Grenzgebiete 


Für eine allgemeine Regelung auf Grund der im 
Abſchnitt 1 gegebenen Begründung hat nur das wirk⸗ 
lichgrenznahe Gebiet in Betracht kommen können. 
Grenznah find: die ganze Provinz Oſt⸗ 
preußen, das Saarland und die Gebiete in 
einer Tiefe von 30 Kilometer längs der Oſt⸗ 
grenze undlängs der Weſtgrenze. 


Eine ſolche Gebietsbegrenzung kann zu Härten 
führen. Anderſeits muß ein beſtimmter Umfang für 
die Grenzgebiete feſtgelegt werden. Abſchnitt A Zif⸗ 
fer 4 des Erlaſſes gibt deshalb die Ermächtigung, die 
Vergünſtigung in beſonders gelagerten Fällen auch in 
Gebieten zu gewähren, die den oben feſtgelegten Grenz⸗ 
gebieten benachbart ſind. Es iſt dadurch die Mög⸗ 
lichkeit gegeben, einen Ausgleich im Übergang zu den 
Gebieten zu ſchaffen, die nicht Grenzgebiet im Sinn 
des Erlaſſes ſind. 


Die Angleichung wird beſonders dann erforderlich 
fein, wenn die 30⸗Kilometer⸗Grenze Stadtgebiete 
durchſchneidet oder zuſammenhängende 
Wirtſchaftsgebiete trennt. 

Die Ermächtigung iſt den Oberfinanzpräſidenten 
und den Finanzämtern gegeben. In Betracht 
kommen dem Erlaß gemäß „beſonders gela- 
gerte Fälle“. Es können dies einzelne Fälle 
und auch Gruppen gleichartiger Fälle ſein. 
Das Vorhandenſein einer „beſonderen Lage“ iſt in 
dieſen Fällen dann anzunehmen, wenn ſie der Lage im 
eigentlichen Grenzgebiet entſpricht. 

Die Vergünſtigung kann auch für die Gebiete ge⸗ 
währt werden, die an einer früheren Reichsgrenze 
liegen. Dafür kommen Bayern und Sachſen und Teile 
von Schleſien in Betracht. Als frühere Reichsgrenze in 
dieſem Sinn iſt auch die Grenze des Saargebiets zum 
Reich hin anzuſehen. 


Die Vergünſtigung wird in den Fällen zu gewäh⸗ 
ren ſein, in denen es wirtſchaftliche Belaſtungen aus 
der Grenzlage der Vergangenheit noch auszu⸗ 
gleichen gibt. 


4. Ausmaß der Vergünſtigung 


Bei der Vergünſtigung ſind zwei Fälle zu unter⸗ 
ſcheiden: 

a) Bei Steuerpflichtigen, deren Einkommen im 
Zweit jahr 20 000 RMnichtüberſteigt, 
iſt das Mehreinkommen in jedem Fall 
umein Drittel zu vermindern und dem⸗ 
gemäß nur mit zwei Dritteln zu beſteu⸗ 
ern. In dieſem Fall hat jeder Steuerpflichtige des 
Grenzgebiets im Sinn des Erlaſſes Anſpruch 
auf die Minderung. Ein beſonderer Antrag iſt 
nicht Vorausſetzung. 

Durch dieſe Regelung wird die Arbeit der 
Finanzämter erheblich vermindert. Es ſind in die⸗ 
ſen Fällen keine beſonderen Prüfungen mehr er⸗ 
forderlich. Es genügt die Feſtſtellung, daß der 
Steuerpflichtige nach Wohnſitz oder Sitz im Grenz⸗ 
gebiet und nach der Einkommenshöhe zum Kreis 
der begünſtigten Perſonen gehört. Der größte Teil 
der vorliegenden Anträge wird dadurch er- 
ledigt fein. 
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b) Bei den anderen Steuerpflichtigen kann das 
Finanzamt das Mehreinkommen um ein Drittel 
vermindern. 

Hier entſteht die Frage, unter welchen 
Vorausſetzungen die Minderung erfol⸗ 
gen ſoll. 

Es wird von dem Grundſatz auszugehen ſein, 
daß das Grenzgebiet im Sinn des Erlaſſes be⸗ 
günſtigt werden ſoll. Von der Begünſtigung 
ausgenommen werden die Fälle ſein, in denen 
die beſonderen Verhältniſſe des 
Grenzgebiets für die wirtſchaftliche Lage des 
Steuerpflichtigen nicht von maßgebender Beden- 
tung ſind. Es werden dies z. B. beſtimmte Ge⸗ 
werbearten ſein, die unbeachtet der Grenzlage am 
allgemeinen Wirtſchaftsaufſchwung haben teil- 
nehmen können. Dazu rechnen auch die Betriebe, 
deren Markt nicht im Grenzgebiet, 
fondern im anderen Reichsgebiet 
liegt. Maßgebend find die Verhältniſſe der Ver- 
gangenheit, nicht die der Zukunft. 

Für die Fälle zu b ift ein beſonderer 
Antrag des Steuerpflichtigen erforder- 
lich. Der Antrag kann noch im Rechtsmittelver⸗ 
fahren geſtellt werden. Die Finanzämter haben 
über den Antrag nach pflichtgemäßem Ermeſſen 
unter Beachtung der Grundſätze des S 2 StAnpG 
zu entſcheiden. 

Bei der Feſtſtellung, ob das Einkommen im Zweit⸗ 
jahr 20000 RM überſteigt, iſt von dem Einkommen 
auszugehen, das der Einkommenſteuerver⸗ 
anlagung oder Körperſchaftſteuerver⸗ 
anlagung zugrunde gelegt iſt. 

Es entſpricht dem Sinn der Regelung, daß beim 
Einkommen außergewöhnliche Verhält- 
niſſe im Sinn des $ 32 Abſatz 1 Ziffer 5 NF DVO 
und außerordentliche Einkünfte im Sinn 
des § 40 NFDVO außer Betracht bleiben. Eine 
Herausrechnung landwirtſchaftlicher Ein- 
künfte kann nicht erfolgen. 

Liegt im Zweitjahr ein verkürzter Veran⸗ 
lagungszeitraum vor, ſo iſt die Frage, ob ein Ein⸗ 
kommen von 20 000 RM vorliegt, nach dem Jahres- 
betrag des Einkommens zu entſcheiden. 

Die Minderung um ein Drittel iſt beim 
ſteuerpflichtigen Mehreinkommen vorzuneh— 
men. Steuerpflichtiges Mehreinkommen iſt der Be⸗ 
trag, der nach Berückſichtigung von Zurechnungen und 
Abrechnungen und Minderungen auf Grund des Ge— 
ſetzes und der Durchführungsverord⸗ 
nung und nach Abſetzung der Freibeträge 
verbleibt. 


Beiſpiel: 
) Ein kom en 9d 88 EN 85 000 RM. 


Darin iſt enthalten ein Veräußerungs⸗ 
gewinn im Sinn des § 40 NF DO in 


b n;; es. 5 17000 AM, 
Reſt 18000 RM. 
Es liegt ein Einkommen von weniger 
als 20 000 RM vor. 

by e e e 37 Fe 7 000 RM 

Zurechnung § 32 Abſatz 1 Ziffer 
NSDBDENEMAR ß, . 2000 RM 
zuſammen 9000 RM. 
Einkommen 1988 eee NIE 
Mehreinkommen 9000 RM, 
ab Freibetrag . BEE „ ee DE 
Steuerpflichtiges Mehreinkoemmen . 7800 RM, 
ab ein Drittel gemäß Runderlaß - . 2 600 RM. 
5 200 RM. 
Mehreinkommenſteuer 15 v. H. 780 RM. 


5. Einzelfälle 

Die Vergünſtigung für die Grenzgebiete wird im 
Rahmen des § 32 Abſatz 2 NF DV vorgenommen. 
Dadurch werden die außergewöhnlichen Verhältniſſe, 
die in der beſonderen Lage der Grenzgebiete gegeben 
ſind, berückſichtigt. 

Durch dieſe Vergünſtigung wird eine weitere 
Minderung des Mehreinkommens auf Grund des 
8 32 Abſatz 2 NF DVoO wegen ſonſtiger außer⸗ 
gewöhnlicher Verhältniſſe nicht ausgeſchloſſen. 
Andernfalls würden die Steuerpflichtigen des 
Grenzgebiets unter Umſtänden ſchlechter 
geſtellt ſein. 

Es können alſo die Steuerpflichtigen des Grenz⸗ 
gebiets genau ſo wie die Steuerpflichtigen des übrigen 
Reichs Anträge auf Anwendung der Härtebeſtimmung 
des § 32 Abſatz 2 NF DVO ſtellen, wenn bei ihnen 
außergewöhnliche Verhältniſſe beſtanden 
haben. Die beſonderen außergewöhnlichen Verhält⸗ 
niſſe dürfen ſich aber nicht aus der Lage im Grenz- 
gebiet ergeben; denn inſoweit erfolgt die Be⸗ 
rüickſichtigung auf Grund des Erlaſſes vom 24. Juli 
1939. 

Iſt bei einem Steuerpflichtigen auf Grund des 
8 32 Abſatz 2 NF DVoO eine weitere Minderung 
des Mehreinkommens vorzunehmen, ſo entſpricht es 
dem Sinn der Regelung für die Grenzgebiete, daß 
zunächſt das Mehreinfommen um ein Drittel 
gemindert und danach die weitere Minderung 
auf Grund des § 32 Abſatz 2 N DO vorgenommen 
wird. Bei der umgekehrten Handhabung würden die 
Steuerpflichtigen der Grenzgebiete gegenüber den 
Steuerpflichtigen im übrigen Reich benachteiligt ſein. 


Der Begriff „Angehörige“ im Steuerrecht 


Von Wirtschaftsprüfer und Steuerberater Dr. jur. et rer. pol. H. Brönner, Berlin 


1. Einführung 

Der Begriff „Angehörige“ kommt in verſchiedenen 
Steuergeſetzen vor. Hieraus ergibt ſich das Erforder⸗ 
nis einer einheitlichen Begriffsbeſtim⸗ 
mung. Eine ſolche iſt erfolgt im 8 10 StAnpG, wo 
diejenigen Perſonen aufgeführt werden, die als An⸗ 
gehörige im Sinn der Steuergeſetze gelten. Damit iſt 


eine einheitliche Auslegungsgrundlage für den in den 
verſchiedenen Steuergeſetzen enthaltenen Begriff „An⸗ 
gehörige“ geſchaffen. 

Der Begriff der Angehörigen iſt weitgehend dem 
Kreis der zur Zeugnisverweigerung 
wegen perſönlicher Beziehungen be- 
rechtigten Perſonen (8388 ZPO, 8 52 StPO) 
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angeglichen. Über die hier aufgezählten Perſonenkreiſe 
geht der Begriff der Angehörigen im Sinn des 8 10 
SANPG inſofern noch hinaus, als auch Pflege⸗ 
eltern und Pflegekinder zu den Angehörigen 
gerechnet werden. Das wird gerechtfertigt durch das 
beſonders enge Band, das oft zwiſchen Pflegeeltern 
und Pflegekindern beſteht (vgl. die Amtliche Begrün⸗ 
dung zu § 10 StAnpG, RStBl. 1934 S. 1404). 


Lediglich der Wortbildung nach, keineswegs aber 
dem Sinn nach hängt die u. a. im § 14 Abſatz 2 Satz 3 
StAnpc enthaltene Bezeichnung „Angehörige 
der Wehrmacht“ mit dem im § 10 StAnp® um- 
grenzten Begriff „Angehörige“ zuſammen. Der Be⸗ 
griff „Angehörige“ muß außerdem unterſchieden 
werden von den einen engeren Perſonenkreis um⸗ 
faſſenden Begriffen „Haushalts- und 
Familien angehörige“ und „JFamilien⸗ 
angehörige“, die im Steuerrecht ebenfalls oft 
vorkommen (Hinweis auf § 111, $ 416 AD, 8 12 Zif⸗ 
fer 1 EStG, § 4 Ziffer 12 UStG). 


2. Die als Angehörige geltenden Perſonen 


Als Angehörige zählt 8 10 SEAN zunächſt 
Verlobte auf. Nicht alle engeren Beziehungen 
zwiſchen Mann und Frau ſtellen ein Verlöbnis dar, 
ſondern als Verlöbnis im Sinn des § 1297 BED gilt 
nur das von Mann und Frau wechſelſeitig gegebene 
und angenommene ernſthafte Eheverſprechen. Im 
Gegenſatz zu den unten zu erwähnenden Ehegatten 
rechnen der oder die frühere Verlobte nicht zu den 
Angehörigen. 


Als Angehörige nennt § 10 StAnpG auch die 
Ehegatten. Gemäß ausdrücklicher Beſtimmung 
gelten Ehegatten auch dann als Angehörige, wenn die 
Ehe nicht mehr beſteht, ſondern (3. B. durch 
Tod, Todeserklärung oder Scheidung) aufgelöſt 
iſt. Einer aufgelöſten Ehe iſt eine für nichtig 
erklärte Ehe gleichzuſtellen. Das iſt zwar im 8 10 
Ziffer 2 StAnpG nicht beſonders hervorgehoben, aber 
aus 8 10 Ziffer 4 StüAnpc in der Faſſung vom 
17. Februar 1939 geht hervor, daß unter einer Ehe, 
die nicht mehr beſteht, auch eine für nichtig erklärte 
Ehe zu verſtehen iſt. Was im 8 10 Ziffer 4 StAnpG 
für Verſchwägerte geſagt iſt, muß auch für Ehegatten 
gelten (§ 10 Ziffer 2 StAnpch). 


Weiterhin nennt § 10 StAnpc als Angehörige: 
Verwandte in gerader Linie, auch wenn die Ver⸗ 
wandtſchaft auf einer unehelichen Geburt beruht. 
Bei Verwandtſchaft in gerader Linie ſtammt eine Per⸗ 
fon von der anderen ab. Alle Verwandten in gerader 
Linie ſind Angehörige im Sinn der 
Steuergeſetze, alſo ohne Rückſicht auf den 
Grad der Verwandtſchaft. Zu der Verwandtſchaft in 
gerader Linie gehört ſowohl die aufſteigende Linie als 
auch die abſteigende Linie. Zur aufſteigenden 
Linie gehören die Eltern (erſter Grad), die Groß 
eltern (zweiter Grad) und die Voreltern 
(dritter und weiterer Grad). In abſteigender 
Linie kommen in Betracht die ehelichen Kinder 
(erſter Grad), die Enkelkinder (zweiter Grad) 
und deren Abkömmlinge (dritter und 
weiterer Grad). 


Zu den Angehörigen gehören außerdem Ver⸗ 
wandte zweiten und dritten Grades in 
der Seitenlinie, auch wenn die Verwandtſchaft 
auf einer unehelichen Geburt beruht. In der 
Seitenlinie verwandt ſind ſolche Perſonen, die 
nicht in gerader Linie verwandt ſind, aber von der⸗ 
ſelben Perſon abſtammen. Verwandte erſten Grades 
in der Seitenlinie gibt es nicht, da zur Begründung 
der Seitenlinie mindeſtens zwei Geburten erforder⸗ 
lich ſind. 


Verwandte zweiten Grades in der Seitenlinie 
ſind Geſchwiſter. Hierzu zählen einerſeits die 
vollbürtigen Geſchwiſter (Geſchwiſter, die beide Elkern⸗ 
teile gemeinſam haben), dann die Stief- 
geſchwiſter, die einen Elternteil gemeinſam 
haben. Nicht zu den Verwandten zweiten Grades 
in der Seitenlinie zählen ſolche Stiefgeſchwiſter, die 
keinen Elternteil gemeinſam haben. Ebenfalls zu den 
Verwandten dritten Grades in der Seitenlinie ge⸗ 
hören Onkel, Tanten, Neffen und 
Nichten. Allerdings gelten dieſe Perſonen nur 
inſoweit als Angehörige, als ſie leiblich verwandt 
find. Das Angehörigenverhältnis erſtreckt ſich alſo 
nicht auf deren Ehegatten (die im allgemeinen Sprach⸗ 
gebrauch auch als Onkel, Tanten, Neffen bzw. Nichten 
bezeichnet werden). 


Zu den Verwandten dritten Grades in der 
Seitenlinie zählen bei einem Steuerpflichtigen die 
folgenden: die Brüder und Schweſtern des 
Vaters und der Mutter des Steuer- 
pflichtigen, dann die Söhne und Töchter 
des Bruders oder der Schweſter des 
Steuerpflichtigen. 


Die Adoptivkinder von Brüdern und 
Schweſtern wird man gemäß Urteil des Reichs⸗ 
finanzhofs vom 14. 2. 1935 (Ile A 88/33; RStBl. 
1935 S. 630) nicht zu den Verwandten dritten 
Grades in der Seitenlinie und damit zu den An⸗ 
gehörigen zählen dürfen. 


8 10 StAnpc zählt unter Ziffer 4 zu den An⸗ 
gehörigen: Ver ſchwägerte in gerader 
Linie und Verſchwägerte zweiten 
Grades in der Seitenlinie. Das gilt auch, 
wenn die Ehe, die die Schwägerſchaft begründet hat, 
nicht mehr beſteht (für nichtig erklärt oder aufgelöſt 
worden iſt), oder wenn die Schwägerſchaft auf einer 
unehelichen Geburt beruht. Die Verwandten des Ehe- 
gatten ſind mit dem anderen Ehegatten verſchwägert; 
die Linie und der Grad der Schwägerſchaft beſtimmen 
ſich aus der Linie und dem Grad der ſie vermittelnden 
Verwandtſchaft. Zu den Verſchwägerten in gerader 
Linie zählen die folgenden Perſonen: Schwiegereltern, 
Großeltern des Ehegatten, Stiefvater, Stiefmutter, 
Stiefkinder, Stiefenkel, Schwiegerſohn Schwieger⸗ 
tochter, Ehegatten der Enkel. Zu den Verſchwägerten 
in der Seitenlinie rechnen die Ehegatten des Bruders 
oder der Schweſter (Schwager bzw. Schwägerin). 


Zu den Angehörigen zählen gemäß § 10 Ziffer 5 
StAnp die durch Annahme an Kindes 
Statt in gerader Linie Verbundenen. 
Durch die Annahme eines Kindes an Kindes Statt 
(S 1741 BGB) wird ein Kind nicht Verwandter in 
gerader Linie, da keine leibliche Verwandtſchaft, die 
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regelmäßig die Vorausſetzung für eine Verwandtſchaft 
in gerader Linie bildet, beſteht. Ein an Kindes Statt 
angenommenes Kind erhält die rechtliche Stellung 
eines ehelichen Kindes des Annehmenden (§ 1757 
BGB). Die Wirkung der Annahme an Kindes Statt 
erſtreckt ſich nicht auf die Verwandten des Annehmen⸗ 
den; der Ehegatte des Annehmenden wird nicht mit 
dem Kind, der Ehegatte des Kindes wird nicht mit 
dem Annehmenden verſchwägert (§S 1763 BGB). 


Als letzte zu den Angehörigen zählende Perſonen⸗ 
gruppe führt § 10 Ziffer 6 StAnpc die Pflege⸗ 
eltern und Pflegekinder auf. Im Gegen⸗ 
ſatz zu den Ehegatten, bei denen das Angehörigkeits⸗ 
verhältnis beſtehen bleibt, auch wenn die Ehe nicht 
mehr vorhanden iſt, fehlt es bezüglich der Pflegeeltern 
und Pflegekinder an einer entſprechenden Beitim- 
mung. Der Begriff des Pflegekindſchaftsverhältniſſes 
iſt in mehreren Urteilen des Reichsfinanzhofs um⸗ 
grenzt worden. Ein Pflegekindſchaftsverhältnis wird 
angenommen, wenn die Pflegeeltern das Kind in 
ihren Hausſtand aufnehmen, in der Abſicht, für dieſes 
Kind dauernd durch Gewährung des vollen Unterhalts 
und angemeſſener Erziehung wie für ein eigenes Kind 
zu ſorgen, ohne Rückſicht darauf, ob das Pflegekind 
Zuſchliſſe von dritter Seite erhält (Urteil des NTH 
vom 22. 1. 1930; VI A 2092/29; R Stel. 1930 S. 194). 
Das Pflegekindſchaftsverhältnis muß für längere 
Dauer beſtimmt ſein; der Vorbehalt, unter beſtimmten, 
ſpäter eintretenden Vorausſetzungen das Pflegekind— 
ſchaftsverhältnis zu löſen, hindert die Annahme eines 
Pflegekindſchaftsverhältniſſes nicht (Urteil des RF 
vom 11.3.1936; VI A 101/86; RStBl. 1936 S. 695). 
Ein Pflegekindſchaftsverhältnis liegt nur vor, wenn 
das Pflegekind im Haushalt des Pflegevaters ſeine 
Heimat hat. Die alleinige übernahme der geldlichen 
Fürſorge genügt nicht (Urteil des R vom 3. 2. 1937; 
VIA 80/37; RStBl. 1937 S. 868). Zwiſchen Voll⸗ 
und Halbgeſchwiſtern (ſolchen Geſchwiſtern, die beide 
oder einen Elternteil gemeinſam haben) kann ein 
Pflegekindſchaſtsverhältnis nicht anerkannt werden 
(Urteil des RF vom 1. 12. 1938; IV 303/38, RStBl. 
1939 S. 171). 


3. Die Anwendung des Begriffs „Angehörige“ in den 
einzelnen Steuergeſetzen 


§ 175 AD enthält die Verpflichtung zur Aus- 
kunftserteilung: Auch wer nicht als Steuer⸗ 
pflichtiger beteiligt iſt, hat dem Finanzamt über Tat⸗ 
ſachen Auskunft zu erteilen, die für die Ausübung der 
Steueraufſicht oder in einem Steuerermittlungsver⸗ 
fahren für die Feſtſtellung von Steueranſprüchen von 
Bedeutung ſind. Gemäß ausdrücklicher Vorſchrift des 
§ 175 AO gilt die Verpflichtung zur Auskunftsertei⸗ 
lung nicht für Angehörige. Ferner kann im Falle der 
Auskunftserteilung der Befragte die Auskunft auf 
Fragen verweigern, deren Beantwortung ihm ſelbſt 
oder einem Angehörigen die Gefahr einer Strafver- 
folgung zuziehen würde ($ 176 AO). 


In Steuerſachen ſoll nicht mitwirken, 
weſſen Angehöriger beteiligt iſt; wer nicht mitwirken 
ſoll, darf nicht zugegen ſein, ſolange über die An⸗ 
gelegenheiten beraten und entſchieden wird (8 67 AO). 


Der Begriff „Angehörige“ iſt ſodann von Bedeu⸗ 
tung bei der Veräußerung weſentlicher 
Beteiligungen ($ 17 EStG). Eine weſentliche 
Beteiligung iſt gegeben, wenn der Veräußerer allein 
oder mit ſeinen Angehörigen an der Kapitalgeſellſchaft 
zu mehr als einem Viertel unmittelbar oder mittelbar 
innerhalb der letzten fünf Jahre beteiligt war. 


Das Wort „Angehörige“ kommt auch in der Neu⸗ 
faſſung des $ 32 EStG vor. Hiernach ſteht dem 
Steuerpflichtigen beim Vorliegen beſtimmter Voraus⸗ 
ſetzungen Kinderermäßigung zu für minder⸗ 
jährige Kinder und für andere minderjährige An⸗ 
gehörige; ferner wird dem Steuerpflichtigen beim 
Vorliegen beſtimmter Vorausſetzungen (u. a. noch keine 
Vollendung des 25. Lebensjahrs) auf Antrag Kinder⸗ 
ermäßigung gewährt für volljährige Kinder und für 
andere volljährige Angehörige. Im Sinn dieſer Vor⸗ 
ſchriften gelten als Kinder und andere Angehörige die- 
jenigen Perſonen, die unter § 10 Ziffern 3 bis 6 
StAnpdG fallen und keine Juden find; hiernach zählen 
alſo im Sinn des 8 32 EStG nicht zu den Angehörigen 
der Verlobte und der Ehegatte (§ 10 Ziffern 1 und 2 
StAnpG). 


Der Begriff „Angehörige“ findet ferner praktiſche 
Anwendung bei der Berückſichtigung außergewöhn⸗ 
licher Belaſtungen bei der Einkommenſteuer bzw. 
Lohnſteuer (§S 33 EStG, § 41 Abſ. 1 Ziffer 2 EStG). 
Zu den außergewöhnlichen Belaſtungen gehört näm⸗ 
lich auch die Unterſtützung bedürftiger 
Angehöriger des Steuerpflichtigen 
oder jeiner Ehefrau ($ 21 ESt /B 1939 und 
§ 25 LSt DDB 1939). 


Der Begriff „Angehörige“ kommt weiterhin bei 
der Verbrauchbeſteuerung ($ 48 SSt) 
vor: Zum Verbrauch gehören grundſätzlich alle Auf- 
wendungen des Steuerpflichtigen für ſeinen Haushalt 
und für ſeine Lebensführung und die Lebensführung 
feiner Angehörigen ($ 48 Abſ. 2 EStG); zum Ver⸗ 
brauch gehören u. a. nicht die Aufwendungen aus 
ſozialen Beweggründen für Arbeitnehmer oder frühere 
Arbeitnehmer oder für ihre Angehörigen (§ 48 Abſ. 3 
Ziffer 8 EStG). 


Weiterhin iſt der Begriff „Angehörige“ bedeutſam 
bei der Steuerfreiheit rechtsfähiger Pen⸗ 
ſions⸗ und Unterſtützungskaſſen (68 13 
Erſte KSt DO). Die Steuerfreiheit der genannten 
Kaſſen ſetzt u. a. folgendes voraus: Die Mehrzahl der 
Perſonen, denen die Leiſtungen der Kaſſe zugute 
kommen ſollen (Leiſtungsempfänger), darf ſich nicht 
aus dem Unternehmer oder deſſen Angehörigen und 
bei Geſellſchaften nicht aus den Geſellſchaftern oder 
deren Angehörigen zuſammenſetzen (8 13 Ziffer 2 
Erſte KSt DO); bei Auflöſung der Kaffe darf ihr 
Vermögen ſatzungsmäßig nur den Leiſtungsempfängern 
oder deren Angehörigen zufallen oder für ausſchließ⸗ 
lich gemeinnützige oder mildtätige Zwecke verwendet 
werden ($ 13 Ziffer 3 Erſte KSt DO). 


Auch im Erbſchaftſteuerrecht kommt der 
Begriff „Angehörige“ vor: Gemäß § 18 Abſ. 1 Ziffer 21 
ErbStG bleiben von der Erbſchaftſteuer befreit die 
Zuwendungen, die der Pflege des Andenkens oder dem 
Seelenheil des Zuwendenden oder ſeiner Angehörigen 
dienen. 


Eildienſt⸗ Nachrichten 


Zum Steuergutscheinverfahren 


1. Steuergutſchein⸗Annahmepflicht auch unter Steuer⸗ 
gutſcheinberechtigten zwingendes Recht 

§ 2 Abſatz 2 N gemäß hat der Schuldner 
das Recht, bis zu 40 v. H. des Rechnungsbetrags in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. Dieſer Berechtigung 
des Schuldners ſteht die Pflicht des Gläubi⸗ 
gers gegenüber, Steuergutſcheine in Zahlung zu 
nehmen. Es handelt ſich bei dieſer Vorſchrift um 
zwingendes Recht, das durch private Vereinba⸗ 
rungen nicht abdingbar iſt (Hinweis auf Reinhardt, 
Der Neue Finanzplan, Erläuterung 2 Abſatz 1 zu §8 9 
DVD) Der Reichsminiſter der Finanzen muß daher 
in den Entſcheidungen, die er auf Grund von 
§ 14 NF DVoO zu treffen hat, den Gläubiger auch 
dann zur Annahme von Steuergutſcheinen ver⸗ 
pflichten, wenn deren Annahme in einer Ver⸗ 
einbarung mit dem Schuldner ausdrücklich 
ausgeſchloſſen worden iſt. Wäre das nicht der 
Fall, dann würde der Lieferer einer Ware, die ſtark 
gefragt iſt, eine Notlage ſeines Abnehmers zu ſeinem 
Vorteil ausnutzen können. Das aber darf unter 
keinen Umſtänden geduldet werden. 


2. Vereinbarungsgemäß in Wechſeln zu leiſtende Zah⸗ 
lungen ſind ſteuergutſcheinfähig 

Der Schuldner hat ein geſetzliches Wahlrecht, 
bis zu 40 b. H. des Rechnungsbetrags für Lieferungen 
und ſonſtige Leiſtungen gewerblicher Unternehmer in 
Steuergutſcheinen zu bezahlen. Dieſes Wahlrecht ſteht 
dem Schuldner auch dann zu, wenn mit dem 
Gläubiger Bezahlung in Wechſeln für den 
vollen Rechnungsbetrag vereinbart iſt. Will 
ein Schuldner, der ſich zur übernahme 
der Wechſelſpeſen verpflichtet hat, von 
dieſem Recht Gebrauch machen, dann muß er dem 
Gläubiger die Steuergutſcheine in dem Zeitpunkt 
aushändigen, zu dem die Begebung des Wechſels ver⸗ 
einbart war. Trägt der Gläubiger verein- 
barungsgemäß die Wechſelſpeſen, dann 
wird er die Aushändigung der Steuergutſcheine eben- 
falls in dem Zeitpunkt verlangen können, in dem der 
Wechſel den getroffenen Abreden gemäß zu begeben 
war. Der Schuldner wird in dieſem Fall jedoch be⸗ 
rechtigt fein, die Vergütung der Wechſel⸗ 
ſpeſen, die der Gläubiger dann erſpart, 
vom Gläubiger zu fordern. Nur der Reſtbetrag der 
Rechnung, der nach Anrechnung der Steuergutſcheine 
verbleibt, iſt dann in Wechſeln zu bezahlen (Hinweis 
auf Ziffer 5 der Eildienſt⸗Nachrichten, DStZ 1939 
Nummer 26). Der Gläubiger kann ſich dem Schuldner 
gegenüber nicht darauf berufen, daß die Bezahlung 
des vollen Rechnungsbetrags in Wechſeln ver⸗ 
einbart iſt; denn das dem Schuldner zuſtehende Wahl⸗ 
recht kann durch privatrechtliche Vereinbarungen nicht 
ausgeſchlofſen werden. 


3. Verkehrsabgaben an Hafenbetriebe ſteuergutſchein⸗ 
fähig 

Hafenbetriebe find Verſorgungsbetriebe 
im Sinn des § 2 Erſte KSto. Verſorgungs⸗ 
betriebe haben ohne Ausnahme Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb. Sie ſind immer gewerbliche Unter⸗ 
nehmer im Sinn des NF und daher 8 2 Abſatz 2 N 
gemäß zur Annahme von Steuergutſcheinen ver⸗ 
pflichtet. Das gilt ſowohl für Verſorgungsbetriebe, 
die Glieder einer Hoheits verwaltung 
ſind, als auch für ſolche Verſorgungsbetriebe, die in 
privatrechtlicher Form geführt werden. 

Bei den Verkehrsabgaben, die von Hafen⸗ 
betrieben erhoben werden, handelt es ſich um Lei⸗ 
ſtungsentgelte. Daß dieſe Leiſtungsentgelte 
8 34 Abſatz 1 Ziffer 3 USt DB gemäß ſteuerfrei find, 
iſt für den Bereich des NF ohne Bedeutung. Es iſt 
auch belanglos, daß die Verkehrsabgaben auf 
Grund öffentlicher Tarife erhoben werden. 


4. Zahlungen von Behörden bei der Errichtung von 
Reichsheimſtätten 

Die zuſtändigen Behörden übernehmen bei der 
Errichtung von Reichsheimſtätten für ihre Be⸗ 
amten und Angeſtellten die Bauleitung. 
Die Zahlungen an die Bauunternehmer und Hand⸗ 
werker erfolgen durch die Kaſſe der betreffenden Be⸗ 
hörden. 

Bauherren find die Beamten und An⸗ 
geſtellten, für die ein Eigenheim errichtet wird. 
Die Bauparzellen werden unmittelbar an die 
Bewerber aufgelaſſen. Die Hergabe der Hypo⸗ 
theken erfolgt ebenfalls unmittelbar an die Be⸗ 
werber. Die Bezahlung der Bauunternehmer uſw. 
geſchieht alſo für Rechnung des Bewerbers. 
Es handelt ſich dabei nicht um Entgelte für Lieferun⸗ 
gen und ſonſtige Leiſtungen an einen Steuergutſchein⸗ 
pflichtigen. Deshalb iſt die öffentliche Kaſſe nicht 
verpflichtet, Steuergutſcheine auf Grund von 82 
Abſatz 1 NF in Zahlung zu geben. Die öffentliche 
Kaſſe iſt auch zur Bezahlung in Steuergutſcheinen 
nicht berechtigt; denn die Angeſtellten und 
Arbeiter, für deren Rechnung die Zahlungen geleiſtet 
werden, ſind nicht gewerbliche Unternehmer im Sinn 
des NF. 


5. Teigwaren ſteuergutſcheinfähig 

Teigwaren find? weder Öetreideerzeug- 
niſſe noch Backwaren im Sinn des 87 Ziffer 1 
der Zweiten NF DO. Für die Lieferung von Teig⸗ 
waren ſind daher Steuergutſcheine in Zahlung 
zu nehmen. 


6. Reiner Maiskleber, Maisſtärke und Naturdärme 
nicht ſteuergutſcheinfähig 
Reiner Maiskleber, Maisſtärke und 
Naturdärme gehören zu den Erzeugniſſen, die 
auf Grund von §7 Ziffer 1 Buchſtabe a und Ziffer 3 
Buchſtabe a der Zweiten NF DVO nicht ſteuergut⸗ 
ſcheinfähig ſind. Bus. 


Geld, Kredit und öffentliche Finanzen 
Einführung börſenrechtlicher Vorſchriften in der 


Oſtmark. Durch Verordnung vom 11. Auguſt 1939 
(RGBl. I 1383) wurden in der Oſtmark eingeführt: 


1. das Börſengeſetz vom 27. Mai 1908, 

2. die Bekanntmachung, betreffend die Zulaſſung von Wert⸗ 
papieren zum Börſenhandel, vom 4. Juli 1910, 

8. die Bekanntmachung, betreffend die Feſtſtellung des 
Börſenpreiſes von Wertpapieren, vom 21. November 1912, 

4. 81 Satz 1 der Verordnung über Börſentermingeſchäfte in 
Wechſeln und ausländiſchen Zahlungsmitteln vom 
7. März 1925, 

5. die Verordnung, betreffend die Zulaſſung von Wert⸗ 
papieren zum Börſenhandel, vom 20. April 1932, 

6. Kapitel XVII der Verordnung des Reichspräſidenten 
über Maßnahmen auf dem Gebiete der Finanzen, der 
Wirtſchaft und der Rechtspflege vom 18. März 1933, 

7. die Gebührenordnung für die Genehmigung zur Aus⸗ 
gabe von Inhaberſchuldverſchreibungen und in An⸗ 
gelegenheiten der Aufſicht über Börſen, Hypotheken⸗ 
banken und Schiffspfandbriefbanken vom 21. Januar 
1936. 


Private Feuerverſicherungsanſtalten im erſten 
Halbjahr 1939. Für die Entwicklung der Brandſchäden 
der privaten Feuerverſicherungsunternehmungen 
Großdeutſchlands ergibt ſich das folgende Bild: 
Geſamtzahl Geſamtſumme 

der Schäden 
127 757 42,64 Mill. RM 
131615 50,51 Mill. RM 


Erſtes Halbjahr 1938 (Altreich) 
Erſtes Halbjahr 1939 (Altreich) 
Erſtes Halbjahr 1939 (Groß⸗ 


deutſchland) 136 063 56,81 Mill. RM. 


Vierjohresplan 

Internationale Walfangzuſammenkunft in Lon⸗ 
don. Die internationale Walfangzuſammenkunft iſt 
am 17. Juli 1939 in London eröffnet worden. Es 
nehmen die folgenden Länder teil: Deutſchland, 
Großbritannien, Norwegen, Japan, Vereinigte 
Staaten, Irland, Kanada, Südafrika, Neuſeeland. 
Dänemark iſt nunmehr dem Walfang⸗Abkommen von 
1937 und dem Abkommen von 1938 beigetreten. Zweck 
der Zuſammenkunft iſt insbeſondere die Überprüfung 
der Lage des Walfangs auf Grund der Fangergebniſſe 
des letzten Jahrs. 


Walfangboot⸗Neubauten. Die Bauwerft Deſchi⸗ 
mag, Werk Seebeck, hat das Walfangboot „Wicking 8“ 
fertiggeſtellt. Das Walfangboot wurde für das Ol⸗ 
mühlen⸗Walfang⸗Konſortium, Berlin, gebaut und 
wird von dem Hamburger Walfang⸗Kontor bereedert. 
Die Werft ſtellt bis zum Herbſt weitere fünf Walfang⸗ 
boote fertig. 


* 


Einkaufsfreigrenze der von der Reichsſtelle für 
Baſtfaſern bewirtſchafteten Waren. Die Reichs ⸗ 
ſtelle für Baſtfaſern hat am 2. Auguſt 1939 Be⸗ 


Wirtſchaftlicher Beobachter | 


kanntmachungen über die Einkaufsfreigrenze der von 
ihr bewirtſchafteten Waren erlaſſen. Danach ſind u. a. 
für die folgenden Erzeugniſſe Einkaufsfreigrenzen feft⸗ 
geſetzt worden: Flachs; Hanf; Hartfaſern; Manila⸗ 
hanf; Jute; Polſterwerg. Die feſtgeſetzten Freigrenzen 
dürfen nur einmal im Kalendermonat ausgenutzt 
werden. Die Bekanntmachung iſt im Reichsanzeiger 
Nr. 177 vom 3. Auguſt 1939 veröffentlicht. 


Errichtung der Verteilungsſtelle „Heſſen⸗Naſſau“ 
für Bauſteine und Ziegel. Der Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſter hat die Unternehmen, die 
Ziegel, Kalkſandſteine, Schwemmſteine und Schlacken⸗ 
bauſteine in der Provinz Heſſen⸗Naſſau herſtellen oder 
mit den genannten Erzeugniſſen dort handeln, zur 
Verteilungsſtelle „Heſſen⸗Naſſau“ für 
Bauſteine und Ziegel zuſammengefaßt. 


* 


Marktregelung für Raſierklingen. Der Reichs ⸗ 
wirtſchaftsminiſter hat eine Vierte Verord- 
nung vom 28. Juli 1939 erlaſſen. Danach iſt die Gel⸗ 
tungsdauer der Verordnung über eine Marktregelung 
für Raſierklingen vom 29. Juli 1989 in der Faſſung 
der Verordnung vom 29. Juli 1938 bis zum 31. De⸗ 
zember 1939 verlängert worden. 


Industeie 
Erdölförderung wichtiger Länder im erften Halb⸗ 
jahr 1939. Entwicklung in 1000 Tonnen: 


Januar bis Juni 


1988 1939 
a nn 81 840 84 478 
Somjetrußland . 14 966 15 000 
Venezuela 13 124 14 400 
Iran 5 852 5 200 
Rumänien 3 828 8107 
Mexiko 2 867 2 600 
Irak 2 198 2 100 
Kolumbien 1518 1 550 
Argentinien 1187 1300 
Deutſchland 803 365 
Polen 249 263 
Japan 182 200. 


Die Weltförderung an Rohöl wird im erſten 
Halbjahr 1939 auf 139 609 000 (im Vorjahr 
135 438 000) metriſche Tonnen geſchätzt. 


Zellwolle-Abkommen. Die Erzeuger von Viskoſe⸗ 
Zellwolle in den Ländern Belgien, Deutſchland, 
England und Italien haben ein Abkommen getroffen. 
Ziel: Ordnung der Märkte in etwa zwanzig Ländern. 
In Ausſicht genommen iſt weiter ein Austauſch über 
Normungsgrundſätze, gemeinſame techniſche Entwick⸗ 
lungsmöglichkeiten uſw. 
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Erzeugung von Walzwerkfertigerzeugniſſen im 
zweiten Kalendervierteljahr 1939. Nach Mitteilung 
der Wirtſchaftsgruppe Eiſen ſchaffende Induſtrie ergibt 
ſich für die Leiſtung der Warmwalzwerke und der 
Hammer- und Preßwerke das folgende Bild (in 
1000 Tonnen): 


April 1939 1327 
Mai 1939 1459 
en 1 484. 


Handel - Gewerbe - Handwerk 


Keine Beauftragung von Warenvertretern ohne 
Gewerbepapiere. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat 
durch Polizeiverordnung vom 4. Auguſt 1939 (RGBl. I 
S. 1369) angeordnet, daß Perſonen, die außerhalb des 
Gemeindebezirks ihres Wohnorts ohne vorhergehende 
Beſtellung Warenbeſtellungen aufſuchen, nur be⸗ 
ſchäftigt oder als ſelbſtändige Gewerbetreibende ent⸗ 
ſprechend beauftragt werden dürfen, wenn ſie im Beſitz 
eines gültigen Wandergewerbeſcheins oder Stadt- 
hauſierſcheins ſind. Soweit für die Tätigkeit eine 
Legitimationskarte oder eine Gewerbelegitimations⸗ 
karte genügt, iſt die Vorlage dieſer Gewerbepapiere 
erforderlich. 


Verkehr und Veranstaltungen 


Leipziger Herbſtmeſſe 1939. Die Leipziger Herbſt⸗ 
meſſe 1939 beginnt am 27. Auguſt und dauert bis ein⸗ 
ſchließlich 31. Auguſt. In 22 Meßhäuſern der Innen⸗ 
ſtadt geben 6 300 Ausſteller einen Überblick über das 
Schaffen der Deutſchen Fertigwareninduſtrie. — Die 
Herbſt⸗Baumeſſe mit etwa 360 Ausſtellern ſteht unter 
der Schirmherrſchaft des Generalinſpektors Dr. Todt. 
Sie hat die Sonderaufgabe erhalten, Mittel und Wege 
zur Leiſtungsſteigerung und Vereinfachung in der 
Bauwirtſchaft zu zeigen. — Die Beteiligung des Aus⸗ 
lands iſt ſehr ſtark. Eine Reihe von Sonderver⸗ 
anſtaltungen ergänzen das Meſſeprogramm. — Die 
Deutſche Reichsbahn, die Deutſche Lufthanſa und faſt 
alle europäiſchen Eiſenbahnverwaltungen gewähren 
den Meſſebeſuchern Fahrpreisermäßigungen. Zur Be⸗ 
förderung der Meſſebeſucher führt die Deutſche Reichs⸗ 
bahn verſchiedene Meſſeſonderſchnellzüge und Verwal⸗ 
tungſonderzüge durch. 


* 


Seefrachten und Vinnenſchiffahrtsfrachten im 
zweiten Vierteljahr 1939. Die Meßziffer der See⸗ 
frachten hat ſich wie folgt entwickelt (1913 — 100): 


April 1939 68,8 
Mai 1939 71,9 
Juni 1939 71,8. 


Für die Meßziffer der Binnenſchiffahrts⸗ 
frachten ergibt ſich das folgende Bild (1913 = 100): 


April Mai Juni 

193 9 
Alle Waſſerſtraßen 97,2 97,7 07,8 
Nheingebiet . 92,7 93,4 92,4 
Elbe⸗Oder⸗Gebiet 107,3 107,3 107,4. 


Starke Beanſpruchung des Güterwagenparks der 
Deutſchen Reichsbahn. Der Güterwagenpark der 
Reichsbahn wird durch die geſteigerte Nachfrage nach 
Kohle, Eiſen und Bauſtoffen ſehr ſtark beanſprucht. 
Die Reichsbahn bittet deshalb um beſchleunigte Be⸗ 
ladung und Entladung der Güterwagen und um volle 
Ausnutzung des Ladegewichts, damit allen Verkehrs⸗ 
anſprüchen genügt werden kann. 


* 


Schmuckblatt⸗Telegramm und Sonderpoſtwert⸗ 
zeichen zum Reichsparteitag. Die Deutſche Reichspoſt 
führt zum bevorſtehenden Reichsparteitag ein ver⸗ 
billigtes vierfarbiges Telegramm⸗Schmuckblatt ein. 
Das verbilligte Schmuckblatt⸗Telegramm kann zum 
Austauſch von Grüßen und Familiennachrichten vom 
28. Auguſt bis einſchließlich 16. September 1939 im 
Reichsgebiet und im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
verwendet werden. Für rein geſchäftliche Zwecke darf 
es nicht benutzt werden. — Aus Anlaß des Reichs⸗ 
parteitags werden eine Sondermarke und eine Feſt⸗ 
poſtkarte zu je 6 + 19 = 25 Rpf. herausgegeben. Die 
Sondermarke und der Poſtkarten⸗Wertſtempel zeigen 
Bilder des Führers. Die Zuſchläge fließen dem Kultur⸗ 
fonds des Führers zu. 


Ernährung und Landwictschaft 


Vorräte an Getreide, Mehl, Malz und Hülfen- 
früchten im zweiten Vierteljahr 1939. Es ergibt ſich 
das folgende Bild in 1000 Tonnen: 


Inländ. und ausländ. 
Herkunft, verzollt 


1 h 
April Mai Juni 

Weiss 23092 2 229,5 1 971,0 
davon in Mühlen 942,3 892,7 761,9 
„ „ Lagerhäuſern 1 366,9 1 336,8 1 209,1 
Weizenbackmehl 136,0 98,5 101,2 
dabon in Mühlen 103,4 73,0 75,7 
„ „ Lagerhäuſern 32,6 25,5 25,5 
Roggen 3 27052 26480 2 539,0 
davon in Mühlen 786,2 746,6 708,0 
„ „ Lagerhäuſern 1919.0 19014 1 831,0 
Roggenbackmehl 99,8 79,1 60,7 
davon in Mühlen 79,9 62,5 48,1 

„ „ Lagerhäuſern 20,1 16,6 12,6 
e 300,2 294,0 237,6 
davon in Mühlen 28,6 26,5 20,9 
er „ Lagerhäuſern 271,6 267,5 216,7 
Gerfte,s: gt mie 344,2 809,3 271,9 
davon in Mühlen 71,5 66,7 55,6 

50 „ Lagerhäuſern DIE 242,6 216,3 
Malz r r 6,0 4,6 39 
Menggetreide 83,5 86,8 34,4 
Mais 103,9 94,2 88,0 
Erbſen 179 15,7 15,4 
Bohnen 10,2 10,1 81 
Widen . 10,6 8,1 6,0. 
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Stand der Feldfrüchte Anfang Auguſt 1939. Der 
Stand des Getreides war Anfang Auguſt 1939 im 
Reichsdurchſchnitt zufriedenſtellend. Die Hackfrüchte 
und Futterpflanzen haben ſich gegenüber dem Stand 
von Anfang Juli 1939 weiter verbeſſert. 


4 


Stand der Reben Anfang Auguſt 1939, Der Stand 
der Reben wurde Anfang August 1939 im Reichsdurch⸗ 
ſchnitt ohne Reichsgau Sudetenland mit der Begut⸗ 
achtungsziffer 2,6 (gut bis befriedigend) beurteilt. 


* 


Milcherzeugung im Juni 1939. Entwicklung im 
Altreich: 


Geſamt⸗ Durchſchnitts⸗ 
milcherzeugung milchertrag je Kuh 
Juni 1938 . . 2,55 Milliarden kg 250 kg 
Mai 1939. . 2,45 Milliarden kg 246 kg 
Juni 1939. . 2,52 Milliarden kg 253 kg. 


Außenhandel 
und Wietschaft des Auslandes 


Außenhandelsbeſprechungen auf der Oſtmeſſe. 
Das Meßamt Königsberg veranſtaltete auf der 
diesjährigen Deutſchen Oſtmeſſe in Königsberg (20. 
bis 23. Auguſt 1939) Außenhandelsbeſprechungen. 
Allen inländiſchen und ausländiſchen Kaufleuten wurde 
dadurch Gelegenheit gegeben, ihr Angebot zu unter⸗ 
breiten und ins Geſchäft zu kommen. 


* 


Bolivien. Ausbau des Verrechnungsverkehrs mit 
Deutſchland. Zwiſchen Deutſchland und Bolivien haben 
Verhandlungen über den Ausbau des Verrechnungs⸗ 
verkehrs ſtattgefunden. Ergebnis: Die Verrechnung 
erfolgt über zwei für den Banco Central de Bolivia 
geführte Konten (Aski-Mark⸗Konten). Nach dieſer 
Neuregelung wird die Verrechnung mit Deutſchland 
nicht durch die bekannten Deviſenſchwierigkeiten in 
Bolivien berührt. 


Bulgarien. Abwicklung von Ausfuhrgeſchäften 
von Deutſchland und Bulgarien. Die Deutſche 
Bank hat eine Druckſchrift über Abwicklung von 
Ausfuhrgeſchäften von Deutſchland nach Bulgarien 
zuſammengeſtellt. Die Druckſchrift enthält die zu be⸗ 
achtenden Beſtimmungen und die Stellung von 
Garantien für die Beteiligung an öffentlichen Aus⸗ 
ſchreibungen in Bulgarien. 


* 


Dänemark. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
erſten Halbjahr 1939. Entwicklung in Millionen 
Kronen: 

Ausfuhr Einfuhr Dänemarks 


nach aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Januar bis Juni 1938. . 152,1 177,2 8 10 
Januar bis Juni 1939 179,9 209,5 19,6. 


England. Ausdehnung der Gültigkeit des Deutſch⸗ 
engliſchen Transferabkommens auf das Sudetenland. 
Zwiſchen Deutſchland und England iſt am 16. Juni 
1939 ein Abkommen getroffen worden. Danach iſt die 
Gültigkeit des Deutſch⸗engliſchen Transferabkommens 
auf das Sudetenland ausgedehnt worden. 


* 


Italien. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
erſten Halbjahr 1939. Entwicklung in Millionen Lire: 


Ausfuhr Einfuhr Italiens 

nach aus Einfuhr⸗ 

Deutſchland überſchuß 
Januar bis Juni 1988. . 987 1670 683 
Januar bis Juni 1939 1004 1 340 336. 


* 


Schweiz. Der Kapitalverkehr von Deutſchland 
nach der Schweiz. Der Reichswirtſchaftsminiſter hat 
durch Runderlaß 10239 Deviſenſtelle die Beſtimmun⸗ 
gen über den Kapitalverkehr zwiſchen Deutſchland und 
der Schweiz zuſammengefaßt und teilweiſe geändert. 
Zahlungen öſterreichiſcher Schuldner wer⸗ 
den jetzt ebenfalls über die bisherigen allgemeinen 
Konten abgewickelt. Weſentliche Anderungen ſind in 
der Höhe der Transferſätze für ſchweizeriſche 
Kapitalgläubiger eingetreten. Außerdem iſt die Über⸗ 
tragung von Verſorgungsbezügen an Emp⸗ 
fänger, die in der Schweiz anſäſſig ſind, neu geregelt 
worden. Die neuen Vereinbarungen gelten bis zum 
80. Juni 1940. 


* 


Türkei. Der Außenhandel mit Deutſchland im 
Mai 1939. Deutſchlands Anteil an der türkiſchen Ge⸗ 
ſamt aus fuhr im Mai 1939 betrug 34,89 v. H. (im 
April 1939 53,49 v. H.). Deutſchlands Anteil an der 
türkiſchen Geſamteinfuhr im Mai 1939 betrug 
56,03 v. H. (im April 1939 53,15 v. H.). 


* 


Ungarn. Weizenlieferungen nach Deutſchland. Die 
ungariſche Weizenernte wird auf 29,5 Millionen 
Doppelzentner geſchätzt. Für Ausfuhrzwecke ſtehen 
etwa 10 Millionen Doppelzentner zur Verfügung. Der 
Abſatz dieſer Überſchüſſe iſt durch die Vereinbarungen 
mit Deutſchland und Italien geſichert. Auf 
Grund der Vereinbarungen mit Deutſchland wird mit 
Deutſchen Weizenbezügen aus Ungarn in einer Menge 
von 2,5 Millionen Doppelzentner gerechnet. Nach 
Italien ſollen etwa 4 Millionen Doppelzentner aus⸗ 
geführt werden. 


* 


Ungarn. Deutſch-ungariſche Wirtſchaftsbeſprechun⸗ 
gen. Zwiſchen Deutſchen und ungariſchen Induſtrie⸗ 
gruppen haben Beſprechungen über den Ausbau des 
gegenſeitigen Warenverkehrs ſtattgefunden. Die Be⸗ 
ſprechungen haben zu dem Ergebnis geführt, daß auf 
verſchiedenen Gebieten eine Erhöhung der Deutſchen 
Induſtrieausfuhr nach Ungarn unter voller Wahrung 
der Intereſſen der ungariſchen Induſtrie durchführ⸗ 
bar iſt. 


Einnahmen‘) des Reichs an Steuern, zollen u. anderen Abgaben im erſten Viertel des Rechnungsiahrs 1939 


Aufgekommen ſind 


& im Monat Juni = u . 6, 8ſt im 

k 8 i gegenüber 1. Ap egenüber 
2 Bezeichnung der Einnahmen Junt 1938 1938 bis f. 4. 32 bis Kechnungs 
S + (mehr) 80. Juni 80. 6. 38 j 


A. Beſitz⸗ und Verkehrſteuern 


1 | Einkommenſteuer 
a) Steuerabzug vom Arbeitslohn (Lohnſteuer) 2 090,8 
b) Steuerabzug vom Kapitalertrag (Kapital⸗ 
Erkrägſteuer) d 144 95,1 
e) Veranlagte Einkommenſteuer 840,7 3 166,3 


zuſammen Ifde. Nr. 1107 5 852,2 

2 Abgabe der Aufſichtsratsmitglieder ER 10,2 
Sa miehriteuerd eo. + 16,6 
4 Körperſchaftſteuer 3 2 416,6 
i ſenſte?s neg: 0,5 
6| Vermögenfteuer . ». 2»... 390,6 
TI Aufbringungsumlage - 2 2 2 2 2 202. 144,5 
A Erhichaftiieuert. m ‚man Su Hua Re en 104,2 
naſteue 8 3 356,7 
10 Grunderwerbſteuere)770ʒ ) 103,6 
11 Kapitalverkehrſteuer 

a) Geſellſchaftſte rer + 40,6 

Berka!!! + 2,5 

C)h Borfenuntjagiteuer me 0. EN Ber + 14,8 
ZA MUrEndenjteuers) ) IMa ER a ER + 55,9 
13 | Kraftfahrzeugſteuer 2 En 140,8 
14 | Verſicherungſteurer + 73,3 
15 Rennwett⸗ und Lotterieſteuer 

a) Totaliſatorſteuer Ye 


b) andere Rennwettſteuer nnn 
zuſammen lde. Nr. 15a und b 


„ 


c) Lotterieſteuer 
Wechſelſteuer 
Beförderungſteuer 

a) Perſonenbeförderung 

b) Güterbeförderung 
Steuer zum Geldentwertungsausgleich bei 

Schuldverſchreibungen (Obligationenfteuer) . . 


19 | Reichsfluchtiteuer 5 
20 | Wandergemerbefteuer: 4 
21 | Feuerſchutzſteuer⸗ r 2 
22 Mehreinkommenſteuer ) = 


Summe A 
B. Zölle und Verbrauchſteuern 
Zölle , u Sin e . = Irina Rn 
Tabakſteuer 
% Dahakſtelen⸗ 20 A 
b) Materialſteuer (einſchl. Tabakausgleichſteuer) 
c) Tabakerſatzſtoffabgate 9 


uſammen Ifde. Nr. 24 14, 
25 Zuckerſteuer i . N H 3 ui 975 
26 | Salzſteuer + 14 
27 vierſteuer 2 + 29,6 
27a) Reichsanteile an der Gemeindebierſteuer + 01 
28 | Aus dem Spiritusmonopol EUER. BE: + 62 
29 | Effigfäureiteuer N. 85 . — 
30 Zündwarenſteuer . 1 + 01 
31 | Aus dem Zündwarenmonopol. 8 5 N 
32 Leuchtmittelſteuer Ep! Anl u Mr RE an 
33 | Spiellartenfteuerr . . 2. 2... . — 0.1 
34 Statiſtiſche Abgabe 2 — 091 
35 Süßſtoffſteuer 0 4 01 
36 Branntweinerſatzſteuer E — 
37 Ausgleichſteuer auf Mineralöle (Mineralölſteuer) + 19 
/ 0 . aaa. 20 SEE + 38 
39 | Scladtiteuer 


a) Shladtfteuerr . . .» : . .» 
b) Schlachtausgleichſteuer N 


zuſammen Ifde. Nr. 39 


+ oal we] ms] 


5 220,9] 3 670,5 |-+1550,4 | 17 712,1 


164|+ 02 48,5 47,4 
0.6 0.6 33 1.9 


327,2 [ ＋ 70,0 
Im ganzen (Summen A und B! )))) 26 15,3 |1651,2 | + 964,1 


1) Eiuſchl. der aus den Einnahmen den Ländern uſw. überwieſenen Anteile uſw. — 2) Hierin iſt die von Landesbehörden erbobene Grund⸗ 
erwerbſteuer nicht enthalten. — 3) Außerdem find bei den Juſtizbehörden an Urkundenſteuer feſtgeſetzt worden: im Monat Juni 1939 — 725 208,92 RM. 
in der Zeit vom 1. April 1939 bis 30. Juni 1939 — 1894 182,30 RM — 4 Die 21 1830 wird als Reichsſteuer erſtmals für das Kalenderjahr 
1939 erhoben. — 5) Die Mehreinkommenſteuer wird auf Grund des Geſetzes vom 20. März 1939 (Reuer Finanzplan) erhoben. 
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